
dem noch exportiert werden, erfolgt die Wer-
bung ohne aktive Intervention44 ). (Interven-
tion wird verstanden als Einengung der 
Souveränitätausübung durch gewaltsamen 
Druck45 ). Durch das Vertrauen auf den Effekt 
der Nachahmung eines Vorbildes könnte mit-
tel- und langfristig eine Entwicklung des ande-
ren Systems entsprechend der vorbildlichen 
Problemlösung begünstigt werden, über deren 
Ausmaß idealerweise jeweils die Bürger zu 
entscheiden hätten.

44) Vgl. dazu: Ernst-Otto Czempiel, Friede als Stra-
tegie für Systemwandel, in: Manfred Funke (Hrsg.), 
a. a. O., S. 178—182; Czempiel verwendet den miß-
verständlichen Begriff „gewinnfreie Werbung“ in 
seinem sonst lesenswerten Beitrag.
45) Klaus Blech, in: Entspannungspolitik nach Hel-
sinki — eine Zwischenbilanz, Hamburg 1976, S. 93, 
Protokoll Nr. 55/1976 des Bergedorfer Gesprächs-
kreises zu Fragen der freien industriellen Gesell-
schaft.
46) In: Bulletin, 55,1978, S. 530, hrsg. vom Presse- und 
Informationsamt der Bundesregierung.

47) Marshall D. Shulman, Toward a Western Philo- 
sophy of Coexistence, in: Foreign Affairs, New York, 
October 1973, S. 35—58 — deutsche Ausgabe: Um 
eine westliche Konzeption der Koexistenz und Zu-
sammenarbeit, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, 
B 5/1974, S. 3—20, hier S. 16.
48) Wie Anm. 5.
49) Wie Anm. 13.
50) In: Bulletin, 44,1978, S. 429, hrsg. vom Presse- und 
Informationsamt der Bundesregierung. Ebenda, 
a. a. O., 79, 1980, S. 665.

b) Kräftegleichgewicht
Die praktisch-politische Konsequenz der An-
erkennung des Friedens, wenigsten in seiner 
negativ definierten Form der Gewaltlosigkeit, 
als globales Gemeingut ist der Gewaltverzicht, 
wie er in der Charta der Vereinten Nationen 
(Art. 2) und in der KSZE-Schlußakte fixiert ist. 
Das bisher bestehende weltweite „politische, 
strategische und militärische Gleichgewicht“ 
— wie Helmut Schmidt am 26. Mai 1978 auf 
der 10. Sondergeneralversammlung der Ver-
einten Nationen für Abrüstung in N

46
ew York 

formulierte ) —, das uns bisher die Respektie-
rung dieses Gewaltverzichts zumindest im 
zwischenstaatlichen Ost-West-Verhältnis ga-
rantiert hat, sollte in Ermangelung anderer 
ebenso wirksamer Instrumente gewahrt blei-
ben, und zwar so stabil und auf so niedrigem 
Niveau wie durch Verhandlungen erreichbar. 
Dabei gelte es, wie Willy Brandt am 26. April 
1978 in Helsinki auf der Abrüstungstagung 
der Sozialistischen Internationale ausführte, 
schnell zu handeln, denn die rasch fortschrei-
tende technologische Entwicklung werde es 
zunehmend schwieriger machen, wirksame 
Rüstungskontrollmechanismen zu vereinba-
ren. Die Politik drohe dabei den Wettlauf mit 
der Technik zu verlieren.
Bei der Bestimmung des Gleichgewichts rät 
Marshall Shulman davon ab, den Begriff der 
Parität zu eng zu fassen: „Wenn wir unter Pari-
tät Gleichheit in der Anzahl jeder Art von 
Waffensystemen verstehen, würden beide Sei-
ten ihr militärisches Potential weiter ausbau-

en."47 ) In seiner bereits erwähnten New Yor-
ker Rede betonte Helmut Schmidt, daß das mi-
litärische Gleichgewicht nicht notwendiger-
weise in totaler arithmetischer Identität bei al-
len Arten von Streitkräften und Waffen sich 
ausdrücken müsse. Die Parität müsse insge-
samt sicherheitspolitisch hergestellt sein und 
von den Völkern psychologisch als solche ver-
standen und akzeptiert werden. Die Gleichge-
wichtspolitik dürfe sich ferner keineswegs auf 
den militärischen Bereich beschränken, son-
dern sei auch auf das außenpolitische, ökono-
mische und soziale Feld auszudehnen. Gleich-
gewicht sei auch keine einmalige, sondern 
vielmehr eine ständige Aufgabe, denn wirt-
schaftliche und soziale Veränderungen kön-
nen Instabilität und damit neue Gefahren be-
wirken48 ).
Vor sinnlosen Rüstungsbemühungen warnte 
Jimmy Carter: „Keiner von uns (USA und 
UdSSR E. S.) sollte die Vorstellung hegen, daß 
er militärische Überlegenheit gewinnen oder 
daß irgendein vorübergehender militärischer 
Vorteil politisch ausgeschlachtet werden kön-
ne."49 ) Ähnlich formulierten Helmut Schmidt 
und Leonid I. Breschnew in der gemeinsamen 
deutsch-sowjetischen Deklaration vom 6. Mai 
1978, zu der sich beide im gemeinsamen Kom- 
muniqu6 über den Besuch von Bundeskanzler 
Helmut Schmidt und Bundesaußenminister 
Hans-Dietrich Genscher in Moskau am 
30. Juni und l.Juli 1980 erneut bekannten: 
„Beide Seiten betrachten es als wichtig, daß 
niemand militärische Überlegenheit anstrebt 
Sie gehen davon aus, daß annähernde Gleich-
heit und Parität zur Gewährleistung der Ver-
teidigung ausreichen."50 ) Um das militärische 
Gleichgewicht zusätzlich abzusichern und zu 
stabilisieren, sollten Anstrengungen unter-
nommen werden, regionale militärische Un-
gleichgewichte unter Wahrung des globalen 
militärischen Gleichgewichts allmählich abzu-
bauen.
Das Streben nach militärischer Parität, wobei 
außer quantitativen auch qualitative Gesichts-
punkte in die Bemessung mit einzubeziehen 
sind, limitiert die Politik der Abschreckung, 
die wechselseitig betrieben den „negativen“ 



Frieden erhält. Da die Bedrohung durch die 
andere Seite keine akute, sondern eine poten-
tielle und instrumentale ist, genügt die Bereit-
stellung des unerläßlichen militärischen Ge-
geninstrumentariums.

c) Menschenrechte und Entspannung
Der Stabilität des „negativen" Friedens dient 
das Streben nach dem durch Gerechtigkeit 
und Freiheit positiv definierten Frieden. Ent-
spannung, so verstanden, kann sich nicht auf 
das Ost-West-Verhältnis beschränken, son-
dern hat geographisch — entsprechend ihrer 
inhaltlichen Unteilbarkeit — alle Länder, Re-
gionen und Konfliktverhältnisse zu umfassen. 
Sie zielt auf die friedliche Schaffung interna-
tionaler politischer und sozialer Gerechtig-
keit, die jegliche Formen von Kolonialismus, 
Neokolonialismus sowie Hegemonie aus-
schließt und einen verhältnismäßigen Anteil 
an materieller Wohlfahrt allen Völkern garan-
tiert, der bei konstruktiver Zusammenarbeit 
der Staaten zu schaffen möglich ist. Der von 
Ost und West wie von den neutralen und 
nicht-paktgebundenen Ländern auf der KSZE 
ausgearbeitete Prinzipienkatalog, nach dem zu 
richten sie sich in Europa und Nordamerika 
verpflichtet haben, könnte als Maßstab für die 
Erringung ähnlicher Weltstandards dienen.
Freiheit, der andere Teilwert des Friedens, er-
fordert nicht nur die Respektierung des 
Selbstbestimmungsrechts der Völker, sondern 
auch die Beachtung der Rechte des einzelnen 
Menschen. Die Menschenrechte sind ein Wert 
in sich, sie besitzen weder einen abgeleiteten 
Wert noch haben sie instrumentale Funktion, 
vielleicht als neue taktische Waffe in einem 
raffinierter geführten antikommunistischen 
ideologischen Krieg. Es wäre unvernüftig und 
realitätsfern, die Fortsetzung der Entspan-
nungspolitik direkt und unmittelbar von der 
vollen Respektierung der Menschenrechte in 
Osteuropa abhängig zu machen. Indessen 
steht die Weiterführung der Entspannungspo-
litik ab einer gewissen Intensitätsstufe in ei-
nem unlösbaren Zusammenhang mit der Ach-
tung der Menschenrechte, denn so kommen 
die Früchte der Entspannung dem einzelnen 
Bürger unmittelbar zugute.
Trotz der Unterschiede zwischen den sozio-
ökonomischen Systemen ist der ständige Dia-
log zwischen West und Ost über die Verwirk-
lichung der Menschenrechte notwendig im In-
teresse derjenigen, für, welche die Menschen-
rechte erstritten werden sollen. Die Diskus-
sion der Menschenrechte kann von Ost und 

West sinnvollerweise nur, wie Hildegard 
Hamm-Brücher (FDP), Staatsminister im Aus-
wärtigen Amt, am 22. November 1978 auf der 
Versammlung der Westeuropäischen Union in 
Paris ausführte, „vom Boden der jeweiligen 
geistigen Grundeinstellung und unter Respek-
tierung der ideologischen Positionen der an-
deren Seite geführt" werden51 )- Eine Men-
schenrechtsdiskussion, die nur die eigene gei-
stige Basis anerkennt, wird zum Selbstge-
spräch. Der Osten verwehrt dem Westen nicht 
sein Menschenrechtsverständnis, er lehnt es 
jedoch entschieden ab, das westliche Men-
schenrechtsverständnis zum allein verbindli-
chen erklären und ihm aufzwingen zu wol-
len52 ). Erfolgversprechender ist der Versuch, 
die Menschenrechte im Dialog mit den östli-
chen Systemen in deren strukturellem Rah-
men realisieren zu wollen, nicht ohne oder gar 
gegen diese. Dabei muß allerdings deutlich 
werden, daß selbst unter Berücksichtigung der 
Belastbarkeit der politischen Systeme des 
Ostens der Dialog über Menschenrechte zu 
praktischen Ergebnissen führen muß.

51) Ebd., a. a. O., 139, 1978, S. 1298 f.
52) Vgl. dazu: Eberhard Schneider, Das Menschen-
rechtsverständnis der UdSSR und der DDR, in: Poli-
tik und Kultur, Berlin, 6, 1977, S. 25—35.

Die in der KSZE-Schlußakte bekundete Ver-
pflichtung, die Menschenrechte und Grund-
freiheiten als „wesentlichen Faktor für den 
Frieden, die Gerechtigkeit und das Wohlerge-
hen" zu achten (VII. Prinzip des KSZE-Prinzi- 
pienkatalogs), schließt den Dissens über des-
sen inhaltliche Ausprägung und über die sich 
daraus ergebenden praktischen Folgen nicht 
aus. Eine Verringerung dieses Dissens' ist da-
bei weniger durch den auch notwendigen 
theoretischen Disput zu erreichen, sondern 
eher durch den unpolemischen Dialog über 
vorhandene Möglichkeiten für eine Verbesse-
rung der bestehenden Praxis.
Dem von östlicher Seite auf dem Belgrader 
KSZE-Folgetreffen lautstark erhobenen Vor-
wurf der Einmischung in die inneren Angele-
genheiten, um die Beschuldigungen der west-
lichen und nicht-paktgebundenen Staaten ab-
zuwehren, der Osten verletzte die in der 
KSZE-Schlußakte übernommene Verpflich-
tung der Gewährung der Menschenrechte, 
steht die Internationalisierung der Menschen-
rechte entgegen, die durch die UNO-Charta, 
die Menschenrechtsdeklarationen der Verein-
ten Nationen von 1948, die beiden Menschen-
rechtspakte der Vereinten Nationen von 1966 
und die KSZE-Schlußakte von 1975 vorgenom-
men wurde. Seit 1946 finden im Rahmen der



UNO regelmäßig Debatten über die Einhal-
tung der Menschenrechte statt, an denen sich 
die osteuropäischen Länder beteiligen, ohne 
daß dies bisher als Einmischung in die inneren 
Angelegenheiten von Staaten betrachtet wur-
de.
d) Geregelte Konfliktaustragung
Krisensteuerung
Eine Entspannungspolitik, die von einem plu-
ralistischen Weltverständnis ausgeht, aner-
kennt prinzipiell die Existenz von Konflikten. 
Sie bejaht den allen akuten Ost-West-Konflik-
ten letztlich zugrunde liegenden strukturellen 
Fundamentalkonflikt zwischen beiden Syste-
men, nicht als „lebensgefährliche Bedrohung 
der eigenen politischen Existenz", sondern als 
eine die „Lebenskraft steigernde permanente 
Herausforderung und produktive Kritik der 
eigenen gesellschaftlichen Existenz"53 ). Die 
Entspannungsbemühungen haben sich dem-
nach zuerst darauf zu richten zu verhindern, 
daß die Konfliktelemente auf Dauer auf allen 
politischen Ebenen und in allen geographi-
schen Regionen die Konsenselemente überla-
gern. Stets wird jedoch die Möglichkeit einzu-
kalkulieren sein, daß zeitlich und räumlich be-
grenzt die Konfrontation die politische Situa-
tion bestimmt.

54) Wie Anm. 5, a. a. O., S. 531 f.
55) Gerda Zellentin, Zur Rolle der Konferenzdiplo-
matie in den Ost-West-Beziehungen, in: Jost 
Delbrück/Norbert Ropers/Gerda Zellentin (Hrsg.), 
Grünbuch der Folgewirkungen der KSZE, Köln
1977, S. 24.

Um ein Dominieren des Konflikts in Span- 
nungssitutionen und somit das Abbrechen jeg-
lichen Konsens’ zu vermeiden, ist bei akuten 
krisenträchtigen Konfrontationen Crisis Ma-
nagement (Krisensteuerung) erforderlich. 
Denn, wie Helmut Schmidt vor den Vereinten 
Nationen ausführte, können selbst bei beider-
seitigem guten Willen zu Gleichgewicht und 
Entspannung unvorhergesehene Konflikte 
krisenhafte Gefahren auslösen. Der Bundes-
kanzler forderte von einem erfolgreichen Cri-
sis Management den politischen Willen
— „Provokationen zu vermeiden",
— „die eigenen Optionen unmißverständlich 
zu machen",
— „gefährliche Situationen durch Kompromiß-
bereitschaft zu entschärfen" und
— „den Beteiligten die Wahrung ihres Gesich-
tes zu ermöglichen".
Das Risiko akuter Krisen werde durch größere 
„Berechenbarkeit des politischen und militäri-

53)  Fritz Vilmar, Gesamteuropäische Kommunika-
tion. Friedenspolitische und friedenspädagogische 
Bedeutung produktiver Lernprozesse zwischen Ost 
und West, in: Manfred Funke (Hrsg.), a. a. O., 
S. 204—206.

sehen Verhaltens“ der Beteiligten geringer, 
was wiederum Offenheit und mehr Transpa-
renz der militärischen und rüstungswirtschaft-
lichen Machtmittel erfordere54 ).
Zu berücksichtigen ist auch, daß die Entspan-
nungspolitik, je weiter sie vordringt, zur Ver-
ringerung großer Konfrontationen beiträgt, 
gleichzeitig aber neue begrenzte Konfronta-
tionen auf Grund der Vergrößerung der Be-
rührungsfläche von Staaten und Gesellschaf-
ten gegensätzlicher sozio-ökonomischer Ord-
nung schafft. Dieser Prozeß ist kaum zu ver-
meiden.
Verhandlungsdiplomatie
Um von vornherein zu verhindern, daß sich 
Konflikte zu regionalen oder gar globalen Kri-
sen auswachsen, müssen Formen für ihre gere-
gelte Austragung gefunden werden, die nicht 
destruktiv, sondern konstruktiv sind. Als er-
folgreiches Instrument dazu hat sich bisher 
die Verhandlungsdiplomatie erwiesen.
Entspannung setzt die Anerkennung der legi-
timen Existenz des Gegners voraus. Das 
schließt die Anerkennung seiner Interessen 
ein, die teilweise oder weitgehend im Gegen-
satz zu den eigenen politischen Absichten ste-
hen können. Die Artikulation von Interessen, 
das Verdeutlichen von Beweggründen und 
Zielsetzungen setzt Kommunikation voraus, 
die in der Form der Verhandlungen ihren in-
tensivsten politischen Ausdruck findet. Nur 
auf diesem Wege ist ein geregelter und dauer-
hafter Interessenausgleich möglich.
Jedes System steht vor der Aufgabe, das not-
wendige Maß an Abgrenzung mit der erforder-
lichen Annäherung zu verbinden, ohne den 
Weg zurück in den Kalten Krieg anzutreten 
bzw. sich dem Gegner anzugleichen. Die Funk-
tion der Verhandlungsdiplomatie besteht ge-
rade darin, diese „Bewegung zwischen Annä-
herung und Abgrenzung so zu steuern, daß die 
Veränderungen friedlich verlaufen kön-
nen”55 ).
Multilateral findet die Verhandlungsdiploma-
tie in Form von Konferenzen statt, deren Ak-
teure durch ihre Teilnahme zu erkennen ge-
ben, daß sie nicht ausschließlich auf ihren na-
tionalen Belangen beharren, sondern zur Rea-
lisierung übergreifender Interessen bereit 
sind. Die Besonderheit der KSZE besteht in 



der Weiterentwicklung der Konferenzdiplo-
matie zur zentralen Ebene, auf der alle Formen 
der Ost-West-Diplomatie aufeinander bezo-
gen werden. „Die spezifischen Arten zwischen-
staatlichen Verhaltens sind dort so gekoppelt, 
daß ihre Vor- und Nachteile kompensiert wer-
den können.“56 ) Die Entspannung hat sich in 
Europa so weit entwickelt, daß die Phase bila-
teraler Durchbrüche in den multilateralen 
KSZE-Prozeß einmündet, um den sich die wei-
teren Entspannungsaktivitäten gruppieren 
werden, sei es im Sinne seiner Konkretisie-
rung oder seiner Stimulierung.

58) Karl E. Birnbaum, a. a. O., S. 389.
59) Lothar Bock, Möglichkeiten und Grenzen einer 
konstruktiven Abgrenzungspolitik in den intersy-
stemaren Beziehungen, in: Gerda Zellentin (Hrsg.), 
Annäherung, Abgrenzung und friedlicher Wandel 
in Europa, Boppard am Rhein 1976, S. 210—212.

Intersystemare Kommunikation
Die intersystemare Kommunikation kann als 
ein Prozeß dargestellt werden, bei dem der 
Austausch von Informationen, Meinungen 
und Gedanken zwischen Institutionen, Grup-
pen oder Einzelpersonen in Ost und West mit 
oder ohne Zustandekommen persönlicher 
Kontakte stattfindet“57 ). Von einem Aus-
tauschverhältnis kann dann gesprochen wer-
den, wenn mindestens im Laufe mehrerer 
systemüberschreitender Kommunikations-
akte Informationen, Meinungen und Gedan-
ken in beiden Richtungen übertragen werden. 
Das Tauschverhältnis muß weder bei jedem 
einzelnen Kommunikationsakt bestehen noch 
muß der gesamte Austauschprozeß quantitativ 
symmetrisch erfolgen. Unerläßlich ist aller-
dings, daß er qualitativ symmetrisch vollzogen 
wird. Die intersystemare Kommunikation 
kann auf offizieller Regierungsebene, auf be-
ruflicher Expertenebene und auf privater 
Ebene erfolgen. Die Schlußakte von Helsinki 
fixiert bereits nicht nur die kooperationserfor-
derlichen Kommunikations- und Austausch-
prozesse, sondern auch die privaten, wobei sie 
westlichen Vorstellungen folgte, die durch 
präambulare Vorbehalte sowie durch Formu-
lierungen im Prinzipienkatalog mit östlichen 
Ansichten ausbalanciert wurden. Ein breit an-
gelegter wie langfristiger Kommunikations-
prozeß auf privater Ebene ist erforderlich, um 
Bedrohungsvorstellungen abzubauen und eine 
Aktivierung latenter Feindbilder zu verhin-
dern.
Kommunikation und Entspannung sind direkt 
proportional zueinander: Ein Mehr an Kom-
munikation fördert auf Dauer die Entspan-
nung wie umgekehrt Entspannung auf Dauer 
die Kommunikationsbereitschaft und deren
56)  Ebenda, a. a. O„ S. 15.
57) Karl E. Birnbaum, Zur Problematik von Entspan-
nungspolitik und intersystemarer Kommunikation 
im Ost-West-Verhältnis, in: Jost Delbrück/Norbert 
Ropers/Gerda Zellentin (Hrsg.), a. a. O., S. 384.

Möglichkeiten vermehrt. Die intersystemare 
Kommunikation wird in dem Maße entspan-
nungsfördernd wirken, in dem sie das gegen-
seitige Vertrauen stärkt Andererseits ist für 
ihr Zustandekommen ein Mindestmaß an 
wechselseitigem Vertrauen Voraussetzung. 
Vertrauen besteht dabei in einem „allgemei-
nen Verhalten, das zu Erwartungen eines be-
wußten Vermeidens von Konflikten berech-
tigt", sowie in „bestimmten Leistungen, die für 
eine gut funktionierende Zusammenarbeit 
notwendig sind"58 ).
Die Grenzen intersystemarer Kommunikation 
sind immer dann erreicht, wenn der zu erwar-
tende „gesellschaftlich-politische Penetra-
tionseffekt" die Stabilität des dadurch betroffe-
nen Staates bedroht Das Urteil, wann eine be-
drohliche Durchdringung vorliegt, muß dem 
betreffenden Staat selbst überlassen bleiben, 
wobei ihm einerseits Abgrenzung zur Abwehr 
von Fremdbestimmung zusteht, andererseits 
jedoch die Tabuisierung von Abgrenzung als 
Herrschaftsmittel abzulehnen ist Diese Funk-
tion hat Abgrenzung, wenn sie an die Stelle 
von Problemlösungen tritt59 ).
Die Intensivierung intersystemarer Kommu-
nikation läßt die Strukturmerkmale der östli-
chen und westlichen Systeme deutlicher her-
vortreten, erhöht somit ihre „ideologischen 
Profile“, was zu einer Intensivierung der geisti-
gen Ost-West-Auseinandersetzung oder, wie 
es die östliche Seite gern formuliert, des ideo-
logischen Kampfes führt. Diese geistige Aus-
einandersetzung wird auf den einzelnen 
Systemschauplätzen unterschiedlich intensiv 
geführt. Wenn der Westen als Preis seines 
pluralistischen Systems sowie als Ausdruck 
seiner Glaubwürdigkeit die parteipolitische 
Artikulation der östlichen politischen Positio-
nen in seinen Ländern zuläßt, sollte der Osten, 
da er zu einem komplementären Verhalten auf 
Grund seines mehr oder weniger geschlosse-
nen politischen Systems nicht in der Lage ist, 
wenigstens die verbale Solidarisierung der öf-
fentlichen Meinung des Westens mit Einzel-
personen oder Gruppen in östlichen Ländern, 
die an den politischen Verhältnissen in ihren 
Staaten partielle oder grundsätzliche Kritik 
üben, nicht als entspannungsgefährdend zu-
rückweisen. Während die Solidarisierung 
der regierenden Kommunistischen Parteien 
mit nichtregierenden Kommunistischen Par-



teien und ihnen politisch nahestehenden Strö-
mungen der ganzen Welt eine Selbstverständ-
lichkeit ist, wird die Solidarisierung der öffent-
lichen Meinung des Westens mit Dissidenten, 
die keineswegs allen westlichen Wertvorstel-
lungen zustimmen, vom Osten ungerechtfer-
tigterweise als Einmischung abgelehnt. Daß 
die Verbesserung der Wirkungsbedingungen 
für Kommunistische Parteien in Westeuropa 
durch die Entspannungspolitik bei diesen 
auch zu qualitativ vom Sowjetkommunismus 
sich unterscheidenden politischen Positionen 
geführt hat, die teilweise sogar bis in die Au-
ßenpolitik hineinreichen, sei hier nur am 
Rande vermerkt.
Auf eine „ideologische Abrüstung" in der Ost- 
West-Auseinandersetzung zu dringen, ist an-
gesichts der Legitimierungsfunktion von Ideo-
logie für die Existenz der regierenden Kom-
munistischen Parteien aussichtslos. (Die Kom-
munistische Partei definiert sich ja bekannt-
lich als Avantgarde der Arbeiterklasse, der 
laut marxistisch-leninistischer Ideologie die 
Führung beim gesetzmäßig vorgezeichneten 
weltweiten Übergang vom Kapitalismus zum 
Sozialismus/Kommunismus zukommt.) In ih-
rer operativen Funktion soll die Ideologie 
nach Gerhard Wettig "Zustimmung und Be-
reitschaft zum Mitmachen wecken und ist auf 
eine Führungsgruppe bezogen, die vor allem 
eine Aufrechterhaltung und eine Vergröße-
rung ihrer staatlich etablierten Machtpositio-
nen anstrebt". Die ständig geltend gemachten 
Bewertungskriterien verfehlen ihren Einfluß 
nicht einmal auf zum System kritisch Einge-
stellte, indem sie dem sowjetischen Handeln 
eine „natürliche Logik" verschaffen und damit 
den Glauben an dessen Notwendigkeit her-
vorrufen 60 ).

60) Gerhard Wettig, Frieden und Sicherheit in Euro-
pa. Probleme einer Konferenz für Sicherheit und
Zusammenarbeit in Europa (KSZE) und bei der
wechselseitigen Truppenreduzierung in Europa
(MBFR), Stuttgart 1975, S. 224 f.

Auf die politische Irrevelenz der östlichen 
Ideologie zu spekulieren, ist illusionistisch, 
denn die Ideologie wirkt nach Wolfgang Leon-
hard wie eine „Brille oder ein Filter", durch die 
bzw. den „Informationen wahrgenommen, ein-
gestuft und bewertet" werden. Da „jede Be-
schlußfassung aber nicht nur von der Menge 
und Qualität der Informationen abhängt, son-
dern vor allem von der Art und Weise, wie 
diese Informationen vom jeweiligen Führer 
als wichtig oder unwichtig eingestuft und be-
wertet werden", spielt Ideologie für die östli-
chen Führer selbst dann eine „gewisse Rolle", 

wenn sie „scheinbar aus ökonomischen Sach-
zwängen, realpolitischen Erwägungen oder 
machtpolitischen Interessen" heraus eine Ent-
scheidung zu fällen glauben. Außerdem engt 
die Ideologie den Entscheidungsspielraum ein 
und „setzt Grenzen, die nur schwer zu über-
schreiten sind". Überholte ideologische Dog-
men können zwar geändert werden, was ein 
seltener, schwieriger wie zeitraubender Vor-
gang ist. Ideologische Thesen spielen also im 
Entscheidungsprozeß einer kommunistischen 
Führung eine ähnliche Rolle wie Gesetze, Ver-
fassungen und Urteile von Verfassungsgerich-
ten in einem parlamentarisch-demokratischen 
System61 )-
Erfolgversprechender ist das Bemühen, die 
geistige Ost-West-Auseinandersetzung im 
Rahmen der intersystemaren Kommunikation 
formal und inhaltlich so vorzunehmen, daß die 
Entspannung maximal gefördert wird. Dem-
entsprechend sollte die geistige Auseinander-
setzung
— fair geführt werden, nicht im Sinne eines 
psychologischen Krieges oder eines ideologi-
schen Kampfes;
— differenziert geführt werden, wobei Miß-
verständnisse auf beiden Seiten als solche zu 
bewerten sind;
— sachlich und nicht unnötig mit Ideologis- 
men beladen geführt werden;
— die Öffentlichkeit korrekt und umfassend 
informierend geführt werden.
Kooperation und Interessenausgleich
Dem Prozeß der Entspannung wird weitere 
Substanz wie Motivation verliehen durch die 
Entwicklung seines wirtschaftlichen Aspekts. 
Wirtschaftliche Zusammenarbeit wird dann 
von Dauer sein, wenn die aus ihr gewonnenen 
eigenen Vorteile ökonomisch und politisch 
höher eingeschätzt werden als die Vorteile, 
die der Gegner aus ihr zieht. Bei einer Koope-
ration zum gegenseitigen Vorteil muß der 
eigene Gewinn nicht unbedingt, sofort und 
völlig im gleichen Geschäft und auf der glei-
chen Ebene gesucht werden. Es ist durchaus 
vorstellbar, daß auf Grund der nicht auf allen 
Ebenen möglichen Ausgewogenheit der Lei-
stungsmöglichkeiten und Interessen ein Aus-
gleich auf einer anderen, nicht weniger attrak-
tiven Ebene erfolgt.
Im Sinne einer junktimartigen Verkoppelung 
von wirtschaftlichen Vereinbarungen mit poli- 
61) Wolfgang Leonhard, Was ist Kommunismus? 
Wandlungen einer Ideologie, München 1976, S. 
209 f.



tischen Forderungen Änderungen von Prakti-
ken oder gar Wesenszügen des jeweils ande-
ren Systems erreichen zu wollen, ist kontra-
produktiv. Was als politisches Ergebnis erhofft 
wird, wird so, wie Henry Kissinger zutreffend 
feststellte, zur Vorbedingung für Politik über-
haupt. Was zu Zeiten einer Politik der politi-
schen und ökonomischen Konfrontation nicht 
erreicht werden konnte, soll auf einmal durch 
die Verweigerung wirtschaftlicher Beziehun-
gen erwirkt werden können62 ). Dem stehen 
die Essentials östlicher Kooperationspolitik 
entgegen: der Primat der Politik über die Wirt-
schaft und die Ablehnung von politischen Zu-
geständnissen um jeden Preis, seien die vom 
Westen angebotenen wirtschaftlichen Vor-
teile auch noch so verlockend.

66) Egbert K. Jahn, Das Problem der Identifizierung 
von Interessen im internationalen System, in: Politi-
sche Vierteljahresschrift, Sonderheft: Interna-
tionale Beziehungen als System, hrsg. von Klaus 
Jürgen Gantzel, Opladen 1973, S. 363, 371 f„ 376.

So wie einerseits ein gewisses Maß an Ent-
spannung bereits vorhanden sein muß, um Ko-
operation mit einer bestimmten Bandbreite 
einleiten zu können, wird andererseits die Zu-
sammenarbeit durch die Stärkung des Ele-
ments der Kooperation zum Abnehmen der 
Konfrontation und somit zur Entspannung bei-
tragen. Dabei könnte die Ost-West-Zusam-
menarbeit einen über sie hinausreichenden 
Wert gewinnen, wenn es gelänge, sie, was 
Willy Brandt in seiner Rede am 4. November 
1978 in Vancouver auf den XIV. Kongreß der 
Sozialistischen Internationale forderte, in den 
Dienst einer wirkungsvollen Nord-Süd-Ko- 
operation zu stellen.
Der Kooperationsprozeß wird zu einem Ge-
flecht von wechselseitigen wirtschaftlichen 
und politischen Abhängigkeiten sowie zu ei-
ner gegenseitigen Annäherung von Mechanis-
men führen. Er darf jedoch nicht so weit gehen, 
daß die „schutzwürdigen Grenzen der jeweili-
gen Systeme" in ihren Konturen verschwim-
men63 ). Daher wird die ökonomische Ost- 
West-Kooperation im Maße ihrer Zunahme 
politische Abgrenzung erfordern, da sich die 
wirtschaftliche Abgrenzung auf die Formulie-
rung weniger und weit interpretierbarer We-
senselemente beschränken muß64 ). So wird die 
Kooperation mit gewisser Wahrscheinlichkeit 
neue Friktionen mit sich bringen65 ).

62) Wie Anm. 12, a. a. O. D 491 f.
63) Hans-Adolf Jacobsen, Erfordernisse einer künf-
tigen realen Entspannungspolitik in Europa. Sechs 
Perspektiv-Thesen, in: Beiträge zur Konfliktfor-
schung, Köln, 1, 1978, S. 63.
64) Hanns-Dieter Jacobsen, Kooperation und Ab-
grenzung in den Wirtschaftsbeziehungen zwischen 
Ost- und Westeuropa, in: Gerda Zellentin (Hrsg.), 
a. a. 0., S. 438.
65) Wie Anm. 63.

Ein politisch weiter gefaßtes Begreifen der 
Ost-West-Kooperation führt zum Interessen-
ausgleich. Unter Interessen werden die 
Grundrichtungen der in der Gesellschafts-
struktur angelegten Verhaltensweisen und 
-tendenzen ihrer Akteure verstanden. Das Na-
tionalinteresse ist eine Amalgamierung aus 
den Interessen der Interessengruppen, Ver-
bände, Nationalitäten, Schichten, Klassen und 
Eliten. Diese Amalgamierung wird entweder 
pluralistisch als eine „trichterförmige Verdich-
tung der partikularen Interessen mit gleichen 
Chancen für alle" geschehen oder aber als eine 
.Aussiebung durch die Regulative einer 
Macht- und Herrschaftsstruktur der starken 
Eliteninteressen aus den schwachen Interes-
sen des größten Teils der Bevölkerung". Da In-
teressen Verhaltensrichtungen sind, die noch 
nicht existierende Zustände bzw. Verlaufsmu-
ster antizipieren, sind Interessenkonflikte 
antizipierte Konflikte der Zukunft66 ). Um 
diese zukünftigen Realkonflikte von vornher-
ein möglichst klein zu halten, ist ein früher In-
teressenausgleich nötig.

Fazit: Elemente der Entspannung
Fundierend auf den theoretisch-normativen 
Überlegungen mit ihren praktisch-politischen 
Konsequenzen läßt sich der Inhalt der Ent-
spannung beschreiben. Dabei wird zuerst aus-
geschlossen, was Entspannung nicht ist:
— ein erreichter statischer Zustand,
— Aufhebung des Ost-West-Gegensatzes und 
der Systemkonkurrenz,
— Spannungs- und Konfliktlosigkeit,
— : konvergierende Annäherung der Systeme 
unter allmählicher Aufgabe der Systemidenti-
tät,
— Streben nach Erringung des Sieges des ei-
nen über das jeweils andere System mit nicht-
militärischen Mitteln.
Entspannung wird vom Autor vielmehr ver-
standen als ein dynamischer Prozeß, der we-
der geographisch noch inhaltlich selektiv ge-
staltet werden soll und folgende Elemente 
enthält:
— Konsens über den Wert des Friedens in sei-
ner Minimaldefinition als Gewaltlosigkeit,



— Streben nach Frieden in seiner inhaltlich 
explizierten Definition als Zustand realisier-
ter Gerechtigkeit und Freiheit,
— Anerkennung der Existenz des jeweils an-
deren Systems als legitim im Sinne des Plura-
lismusansatzes,
— Sicherung der militärischen Parität auf ei-
nem so niedrigen und zugleich stabilen Ni-
veau, wie durch Verhandlungen jeweils er-
reichbar,
— Abbau von regionalen militärischen Un-
gleichgewichten unter Wahrung der globalen 
militärischen Parität,
— Krisensteuerung,
— gewaltlose, geregelte und konstruktive 
Konfliktaustragung mittels bi- und multilate-
raler Verhandlungsdiplomatie,
— Absage an Strategien zur gezielten Schwä-
chung und Destabilisierung sowie an das be-
wußte Ausnutzen innerer Krisen des jeweils 
anderen Systems zum eigenen Vorteil,
— Respektierung und Ausgleich legitimer In-
teressen des jeweils anderen Systems, jedoch 
nicht auf Kosten der eigenen Bedürfnisse, die 
möglichst deutlich gemacht werden sollen,
— möglichst stabile und vielfältige intersyste-
mare Zusammenarbeit mit dem Ziel gegensei-
tigen Vorteils; langfristig muß hier eine wir-
kungsvolle Nord-Süd-Kooperation an Ge-
wicht gewinnen,

— Streben nach einem Mindestmaß an wech-
selseitigem Vertrauen im Sinne des bewußten 

Vermeidens von Konfrontationen und des 
Erbringens kooperationsfördernder Leistun-
gen,
— intersystemare Kommunikation und ihr 
qualitativ symmetrischer Vollzug,
— Werben für das eigene System, auch auf 
dem Boden des jeweils anderen Systems, unter 
Interventionsvermeidung,

— Tolerierung der Versuche des jeweils ande-
ren Systems zur Lösung seiner politischen, 
wirtschaftlichen und sozialen Probleme, ohne 
die eigenen Problemlösungen zu den allein 
richtigen zu erklären und dem anderen 
System aufzwingen zu wollen,
— Ost-West-Dialog über Menschenrechte mit 
dem Ziel praktischer Ergebnisse,

— Respektierung des Bedürfnisses nach Ab-
grenzung zur Vermeidung von Fremdbestim-
mung; Abgrenzung darf jedoch nicht Herr-
schaftsinstrument und Ersatz für Problemlö-
sungen werden,
— Solidarisierung der öffentlichen Meinung 
des Westens mit osteuropäischen Dissidenten 
als Parallele zur Solidarisierung der osteuro-
päischen regierenden Kommunistischen Par-
teien mit den nicht-regierenden Kommunisti-
schen Parteien und ihnen politisch naheste-
henden Strömungen in der ganzen Welt,

— geistige Ost-West-Auseinandersetzungen 
nach Regeln der Fairneß, differenziert, sach-
lich und die Öffentlichkeit korrekt wie umfas-
send informierend.



Hans Rattinger

Rüstungskontrolle in der Dritten Welt

I. Einleitung

Im Gegensatz zur Abrüstung, der schrittwei-
sen Reduktion militärischer Apparate im Rah-
men einer befriedeten Weltgesellschaft, geht 
die Konzeption der Rüstungskontrolle vom 
Fortbestand der Rolle militärischer Macht für 
die internationalen Beziehungen aus. Nach ei-
ner weit verbreiteten Definition bedeutet Rü-
stungskontrolle die kooperative Steuerung 
von Rüstungspotentialen mit dem Ziel der Sta-
bilität1). „Stabilität" bedeutet dabei, daß für die 
an Vereinbarungen über Rüstungskontrolle 
beteiligten Seiten die Motivation zum Wettrü-
sten vermindert wird und daß die angesteuer-
ten militärischen Kräfteverhältnisse im Kri-
senfall den Rückgriff auf militärische Aktio-
nen weniger attraktiv machen2).

1) Erhard Forndran, Ist Rüstungskontrolle noch re-
levant?, in: Erhard Forndran u. a. (Hrsg.), Rüstungs-
kontrolle und Sicherheit in Europa, Bonn 1979, 
S.3—21, S. 14f.
2) In der angelsächsischen Literatur wird von „arms 
race stability" und „crisis stability" gesprochen.
3) Besonders deutlich ist diese Perspektive etwa bei 
Thomas C. Schelling, Strategy and Arms Control, 
New York 1961.
4) Eine Zusammenstellung bisheriger Rüstungskon-
trollvereinbarungen enthält: Stockholm Internatio-
nal Peace Research Institute, Arms Control: A Sur- 
vey and Appraisal of Multilateral Agreements, Lon-
don 1978.
5) Als wichtigste solcher Institutionen sind zu nen-
nen die Genfer Konferenz des Abrüstungsausschus-
ses der Vereinten Nationen, die bilateralen Gesprä-
che über die Begrenzung strategischer Rüstungen 
(SALT) und die Wiener Truppenabbauverhandlun-
gen (MBFR/MFR, genau eigentlich MURFAAMCE: 
Mutual Reduction of Forces and Associated Measu- 
res in Central Europe).

6) Vgl. hierzu etwa die Beiträge in den Sammelbän-
den von Erhard Forndran u. a„ (Hrsg.), Rüstungskon-
trolle und Sicherheit in Europa, Bonn 1979, sowie 
Klaus-Dieter Schwarz (Hrsg.), Sicherheitspolitik, 
Bad Honnef 19783.
7) Z. B. Donald G. Brennan (Hrsg.), Arms Control, 
Disarmament, and National Security, New York 
1961, deutsche Ausgabe: Strategie der Abrüstung, 
Gütersloh 1962.
8) Zur Erfassung der Literatur vgl. neuerdings die 
Bibliographie von Günter Schwarz u. a. (Hrsg.), Si-
cherheit und Zusammenarbeit: Eine Bibliographie 
zu MBFR, SALT und KSZE, Baden-Baden 1980. Zum 
Stand der Wiener Verhandlungen s. Hans Rattinger, 
MBFR-Stagnation und weitere Aussichten, in: Au-
ßenpolitik 30, 1979, S. 331—343.
9) Vgl. Ted Greenwood u. a., Nuclear Proliferation, 
New York 1978.

Diese Idee der Rüstungskontrolle ist im Zu-
sammenhang mit dem Ost-West-Gegensatz 
nach dem Zweiten Weltkrieg entwickelt wor-
den, und sie stellt gewissermaßen einen Ver-
such dar, das Abschreckungssystem verläßli-
cher zu gestalten3). Aus dem Verhältnis zwi-
schen den beiden großen Militärblöcken 
NATO und Warschauer Pakt ist Rüstungskon-
trolle nicht mehr wegzudenken, und

4
 zwar 

nicht nur wegen der erzielten Resultate ), son-
dern auch wegen der inzwischen geschaffenen 
Institutionen5). Beurteilt werden die bisheri-

gen Erfahrungen mit Rüstungskontrollprozes-
sen in den Ost-West-Beziehungen naturge-
mäß sehr unterschiedlich. D

6
arauf kann jedoch 

hier nicht weiter eingegangen werden ).
Die wissenschaftliche Beschäftigung mit Pro-
blemen der Rüstungskontrolle war lange Zeit 
nahezu ausschließlich auf den strategisch-nu-
klearen Bereich beschränkt. An amerikani-
schen Universitäten wurde über nukleare 
arms control schon gearbeitet, lange bevor die 
Gespräche über die Begrenzung strategischer 
Waffensysteme (SALT) aufgenommen wur-
den7). Im Bereich der taktisch-nuklearen Waf-
fen und der konventionellen Kräfteverhält-
nisse in Europa verlief die Entwicklung na-
hezu umgekehrt Die 1973 begonnenen Wie-
ner Truppenabbauverhandlungen zwischen 
NATO und Warschauer Pakt gehen zurück 
auf politische Initiativen aus den späten sech-
ziger Jahren; die intensive wissenschaftliche 
Beschäftigung mit diesem Teilbereich der Rü-
stungskontrolle begann erst mit einiger Ver-
zögeru 8ng nachzuziehen ).
Am wenigsten Aufmerksamkeit haben Fragen 
der Rüstungskontrolle außerhalb der zentra-
len Konfrontation zwischen den beiden hoch-
industrialisierten Militärblöcken gefunden. 
Sofern Rüstungskontrolle in der Dritten Welt 
zum Gegenstand wissenschaftlicher Analysen 
gemacht wurde, thematisierte man dabei zu-
meist den Teilbereich der nuklearen Prolifera-
tion9). Die Kontrolle konventioneller Rüstun-



gen in der Dritten Welt ist dagegen bis heute 
weitgehend ein weißer Fleck auf der Land-
karte der Rüstungskontrolle geblieben. Das 
gilt sowohl für die Realität, etwa für die Akti-
vitäten der einschlägigen internationalen Or-
ganisationen, wie auch für die wissenschaftli-
che Forschung, über erste Schritte zur Ergrün-
dung dieses Neulandes zu berichten, ist das 
Ziel dieses Beitrages, in dem sicherlich ange-
sichts der spärlichen Vorarbeiten mehr Fra-
gen aufgeworfen als beantwortet werden kön-
nen. Drei größere Fragenkomplexe sollen be-
handelt werden: 1. Warum sollte das Konzept 
der konventionellen Rüstungskontrolle auf 
die Dritte Welt übertragen werden? — Ist die 
Kontrolle konventioneller Rüstungen in der 
Dritten Welt überhaupt wünschbar? 2. Auf 
welche Art und Weise könnte konventionelle 

Rüstungskontrolle in der Dritten Welt be-
werkstelligt werden? 3. Durch wen, durch wel-
che Akteure, könnte konventionelle Rü-
stungskontrolle in der Dritten Welt eingelei-
tet und durchgeführt werden?
Die ersten beiden Fragen zielen auf die 
Zwecke und Ziele konventioneller Rüstungs-
kontrolle in der Dritten Welt: Wofür kann sie 
einerseits instrumentell benutzt werden, wel-
che operationalen Zielvorgaben erscheinen 
andererseits als praktikabel und sinnvoll? Be-
vor ich darauf eingehe, sind jedoch einige Be-
merkungen über zentrale Trends in der Rü-
stung der Dritten Welt voranzuschicken, de-
ren Berücksichtigung eine fundierte Ausein-
andersetzung mit dem Gegenstand erst mög-
lich macht.

II. Trends in der Rüstung der Dritten Welt

Der Zuwachs der Rüstungspotentiale in der 
Dritten Welt erfolgt — weil von einem gerin-
geren Anfangsniveau ausgehend — wesent-
lich schneller als in den entwickelten Indu-
striestaaten. Die jährlichen realen Rüstungs-
ausgaben der Staaten der Dritten Welt haben 
sich zwischen 1963 und 1977 mehr als verdop-
pelt (s. Tabelle 1), während die realen Rü-
stungsaufwendungen aller entwickelten Staa-
ten im gleichen Zeitraum nur um knapp ein 
Viertel anstiegen10 ). Damit zeichnen die Ent-
wicklungsländer heute für rund ein Viertel 
der insgesamt in der Welt für militärische 
Zwecke aufgewandten Ressourcen verant-
wortlich, wogegen es sich zu Beginn der sech-
ziger Jahre um etwa ein Siebtel handelte. Der 
Anteil der Rüstungsausgaben am Bruttosozial-
produkt hatte sich gegen Ende der siebziger 
Jahre bei beiden Gruppen von Nationen ange-
glichen; zu Beginn der sechziger Jahre lag die-
ser Wert für die entwickelten Nationen noch 
doppelt so hoch wie für die Entwicklungslän-
der. Der quantitative Anstieg der Rüstung in 
der Dritten Welt läßt sich auch am Umfang der 
Streitkräfte ablesen (Tabelle 1). Die Mann-
schaftsziffern in der industriell entwickelten 
Welt sind in den letzten 20 Jahren annähernd 

10) Als „entwickelt“ gelten dabei alle Staaten Euro-
pas (einschließlich Sowjetunion), USA Kanada, Ja-
pan, Australien, Neuseeland. Ale übrigen Staaten 
werden der „Dritten Welt" zugerechnet, was natür-
lich darauf hinausläuft, enorme inter- und intrare-
gionale Differenzierungen von ökonomischen Ent-
wicklungsständen und militärischen Potentialen für 
die Zwecke der Analyse zu vernachlässigen.

11) Vgl. Anne H. Cahn u. a„ Ams Trade in the 1980s, 
in: Anne H. Cahn u. a„ Controlling Future Ams Tra-
de, New York 1977, S. 25—105.

konstant geblieben; in der Dritten Welt sind 
zwischen 1963 und 1977 fünf Millionen Mann 
zusätzlich unter Waffen genommen worden. 
Damit gehören inzwischen sechs von zehn 
Soldaten den Streitkräften von Entwicklungs-
ländern an.
Parallel zum quantitativen Ausbau sind be-
trächtliche qualitative Verbesserungen der 
militärischen Arsenale der Entwicklungslän-
der zu beobachten. Die Verbreitung moderner 
Militärtechnologie in der Dritten Welt läßt 
sich vor allem ablesen an der Entwicklung des 
Besitzes an fortgeschrittenen Waffensyste-
men in der Dritten Welt, wie etwa Überschall- 
Kampfflugzeugen, Raketensystemen, Panzer-
fahrzeugen und modernen Kriegsschiffen (Ta-
bellen 2 und 3).
Diese in den Tabellen 2 und 3 dokumentierte 
Verbreitung technologisch anspruchsvoller 
Waffensysteme hat drei für die Rüstungskon-
trolle relevante Merkmale: Zum ersten ist sie 
zum allergrößten Teil importabhängig, also Er-
gebnis von Proliferation und nicht von einhei-
mischer Produktion11 ). Wenn man davon aus-
geht, daß der allergrößte Teil der in Tabelle 1 
finanziell bezifferten Rüstungsimporte auf 
Waffen entfällt, wenn man ferner das Volu-
men der Importe in Beziehung setzt zur ein-
heimischen Produktion, dann wird ersichtlich, 
daß die Dritte Welt ihre Rüstungsgüter nach





wie vor zu über 90 Prozent importieren muß. 
Damit kommt dem konventionellen Rüstungs-
transfer für die Rüstungskontrolle in der Drit-
ten Welt eine entscheidende Bedeutung zu. 
Zum zweiten — und das läßt sich aus den Ta-
bellen nicht ablesen — sind die Zeiten vorbei, 
in denen Waffenlieferungen in die Dritte Welt 
überwiegend aus ausgemusterten Beständen 
der Industrienationen stammten. Auch die 
Staaten der Dritten Welt verlangen heute 
überwiegend moderne und fabrikneue Waf-
fensysteme, anstatt sich mit gebrauchtem und 
veraltetem Material zufriedenzugeben12 ). 
Drittens schließlich, auch dies nicht in den Ta-
bellen abzulesen, spielen Waffenhilfe und Rü-
stungslieferungen im Rahmen besonders gün-
stiger Kreditvereinbarungen eine immer ge-
ringere Rolle im Vergleich zu ganz normalen 
kommerziellen Transaktionen13 ). In diese letz-
tere Kategorie fallen heutzutage über 90 Pro-
zent aller Rüstungslieferungen an Entwick-
lungsländer. Das bedeutet, daß sich das Ver-
hältnis zwischen Käufern und Lieferanten im 
Verlauf der siebziger Jahre entscheidend ge-
wandelt hat Waren früher Entwicklungslän-
der gewissermaßen als Bittsteller auf der Su- 

12) Vgl. Robert E. Harkavy, The Arms Trade and In-
ternational Systems, Cambridge (Mass.) 1975, 
S. 104 ff.; Michael Mihalka, Supplier — Client Pat-
terns in Arms Transfers: The Developing Countries, 
1967—76, in: Stephanie G. Neuman u. a. (Hrsg.), 
Arms Transfers in the Modern World, New York 
1980, S. 49—76.
13) Anne H. Cahn u. a., a.a.O.

14) David C. Gompert u. a„ Introduction: Controlling 
Arms Trade, in: Anne H. Cahn u. a„ a.a.O., S. 1—
23.

ehe nach Industrienationen, die ihnen Waffen 
zu möglichst günstigen Bedingungen zu über-
lassen bereit waren — möglichst im Rahmen 
von Hilfsprogrammen —, und hatten sie nicht 
selten dafür den Preis in Form von politischer 
Loyalität zu entrichten, so sind die Verhält-
nisse heute umgekehrt. Für viele Entwick-
lungsländer ist der internationale Rüstungs-
markt heutzutage ein Käufermarkt, auf dem 
man nach günstigen Angeboten Ausschau hal-
ten und Lieferanten gegeneinander ausspielen 
kann14 ). Ganz besonders gilt dies natürlich für 
diejenigen Entwicklungsländer, die im Besitz 
begehrter Rohstoffe sind und die der Anstieg 
der Rohstoffpreise von den früher für alle Ent-
wicklungsländer charakteristischen Zahlungs-
bilanzschwierigkeiten befreit hat.
Dieser letzte Punkt sollte jedoch nicht dahin 
gehend verstanden werden, daß die soeben be-
richteten Trends in der Rüstung der Dritten 
Welt, nämlich quantitative und qualitative 
Steigerung, hohe Importabhängigkeit und 
Übergang zum Käufermarkt, vor allem den 
Nahen Osten betreffen, wo hohe Konfliktpo-
tentiale und ein enormer Anstieg verfügbarer 
Ressourcen in einer Region vereinigt sind. Um 
diesem Eindruck zu begegnen, sind in Tabel-
le 1 alle Werte für Rüstungsausgaben, Mann-
schaftsstärken, Rüstungsimporte etc. noch-
mals aufgeführt für alle Staaten der Dritten



Welt unter Ausschluß derjenigen des Nahen 
Ostens. Dabei wird deutlich, daß alle berichte-
ten Entwicklungen im Nahen Osten beson-
ders stark ausgeprägt sind, wodurch die Ag-
gregatstatistiken nach oben verschoben wer-
den, daß sie jedoch mit geringerer Intensität 

auch in der übrigen unterentwickelten Welt 
zu beobachten sind. Ausbau und Modernisie-
rung der Militärapparate und die entschei-
dende Rolle des konventionellen Rüstungs-
transfers sind nicht auf den Nahen Osten be-
schränkt.

III. Warum Rüstungskontrolle in der Dritten Welt?

Daß die Dritte Welt einen potentiellen An-
wendungsbereich für Rüstungskontrolle dar-
stellt, hat die vorgelegte Übersicht über ge-
genwärtige Rüstungstrends verdeutlicht. Rü-
stungskontrolle und Dritte Welt in einem 
Atemzug zu nennen, ist offenkundig etwas an-
deres, als Antialkoholikern die Prohibition 
verordnen zu wollen. Andererseits stellt ein 
rascher quantitativer und qualitativer Ausbau 
der militärischen Rüstung in der Dritten Welt 
an sich noch keine Begründung für den Ruf 
nach Rüstungskontrolle dar, es sei denn, man 
stelle sich auf einen konsequent pazifistischen 
Standpunkt. Warum also und von wessen In-
teressenlage aus könnte es sich als sinnvoll er-
weisen, auf Rüstungskontrolle in der Dritten 
Welt abzuzielen?
Viele Argumente sprechen für die Beschrän-
kung von Rüstung in der Dritten Welt; es ist 
jedoch hier nicht möglich, sich mit jedem ein-
zelnen dieser Argumente detailliert auseinan-
derzusetzen. Von der Warte der Waffenliefe-
ranten aus, welche die Aufrüstung der Ent-
wicklungsländer durch ihre Bereitschaft zu 
liefern überhaupt erst ermöglichen, könnte 
man etwa Bedenken gegen die Beteiligung am 
Ausbau von Repressionsapparaten vorbrin-
gen, welche der Verwirklichung der Men-
schenrechte im Wege stehen, wie es Präsident 
Carter zu Beginn seiner Amtszeit zumindest 
verbal getan hat15 ). Vom selben Blickwinkel 
aus kann man Begrenzungen der militärischen 
Rüstungen der Dritten Welt auch als einen 
Beitrag zur Verhinderung militärischen Aben-
teurertums in diesen Weltregionen sehen 
oder als einen Versuch, die eigene Verwick-
lung in lokale Konflikte zu vermeiden. Das Ge-
wicht des letzteren Arguments wird beson-
ders deutlich, wenn man sich vergegenwärtigt, 
daß nach den bis zum Sturz des Schahs beste-
henden Planungen bis zum Jahre 1980 etwa

16) Anne H. Cahn, Arms Transfer Constraints, in: 
Uri Ra'anan u. a. (Hrsg.), Arms Transfers to the Third 
World, Boulder, (Col.), 1978, S. 327—344.
17) Vgl. John H. Barton u. a., International Arms 
Control, Stanford (Cal.) 1976, S. 22 ff.
18) Z. B. Bernard Brodie, Strategy in the Missile Age, 
Princeton 1959, Glenn H. Snyder, Deterrence and 
Defence, Princeton 1961.

15) Conventional Arms Transfer Policy: Statement 
oythe President, May 19, 1977, in: Weekly Compila-
tion of Presidential Documents 13, 1977, S. 756 ff. 

150 000 amerikanische Militärberater der ira-
nischen Armee bei der Absorption der bestell-
ten supermodernen Waffensysteme hätten 
beistehen sollen16 ). Iran ist nur in quantitati-
ver Hinsicht ein krasser Extremfall. Zahlen-
mäßig weniger gewichtig stellt sich dieses Pro-
blem, daß Lieferungen komplexer Waffensy-
steme den Lieferanten längerfristig zur Statio-
nierung von Personal in den Empfängerlän-
dern zwingen, in vielen Entwicklungslän-
dern.
Im folgenden werde ich solche und verwandte 
Argumente beiseite lassen und mich statt des-
sen auf zwei klassische Zwecksetzungen für 
Rüstungskontrolle beschränken, nämlich auf 
Friedenssicherung und ökonomische Einspa-
rungen17 ). Zunächst zur Friedenssicherung 
und Konfliktvermeidung: Die Akkumulation 
von Waffen führt nicht notwendigerweise zum 
Krieg. Die gesamte moderne Abschreckungs-
theorie geht davon aus, daß dem nicht so ist18 ). 
Die Abschreckungstheorie setzt jedoch die 
Existenz von saturierten Kernwaffenpotentia-
len voraus, die es in der Dritten Welt nicht 
gibt. Von einer primär friedenssichernden 
Rolle militärischer Rüstung in Entwicklungs-
ländern kann also bestimmt nicht ausgegan-
gen werden. Vielmehr gilt auf jeden Fall, daß 
die Intensität militärischer Konflikte in der 
Dritten Welt von dem Umfang der zuvor akku-
mulierten Rüstungen abhängt. Ob diese Akku-
mulation militärischen Materials selbst die ge-
walttätige Austragung von Konflikten mehr 
oder weniger wahrscheinlich macht, kann a 
priori nicht entschieden werden. Das hängt 
vielmehr ab von der Entwicklung lokaler Kräf-
tekonstellationen und der Art der Rüstungs-



akkumulation, z. B. der regionalen Bedeutung 
offensiver oder defensiver Waffensysteme, 
Daraus folgt, daß die Rüstungskontrolle in der 
Dritten Welt in zweierlei Hinsicht eingesetzt 
werden kann: einmal zur militärischen Stabili-
sierung bestimmter Regionen — d. h. zur Ver-
minderung der Attraktivität militärischer Lö-
sungen für regionale Konflikte —, zum ande-
ren zur Schadensbegrenzung für den Fall, daß 
regionale Konflikte dennoch auch militärisch 
ausgetragen werden. Ob diese beiden Ziele 
tatsächlich erreicht werden, hängt vor allem 
davon ab, ob die getroffenen Rüstungskon-
trollmaßnahmen auf die lokalen und regio-
nalen Probleme zugeschnitten sind oder nicht, 
die sich aus Streitkräftestrukturen, Aufrü-
stungsprozessen und Konfliktlinien ergeben. 
Die Zwecksetzung der regionalen Stabilisie-
rung durch Rüstungskontrolle ist besonders 
deshalb relevant, weil die Dritte Welt voll von 
Spannungsfeldern und Konfliktfällen ist, bei 
denen die Einsetzbarkeit militärischer Macht-
mittel um ein vielfaches denkbarer erscheint 
als bei Konfliktfällen innerhalb Europas unter 
dem neutralisierenden Schirm des nuklearen 
Patts. Die Dritte Welt besteht heute aus ca. 130 
einzelnen Nationalstaaten. Nach einer vor ein 
paar Jahren veröffentlichten Statistik fielen 
von 244 internationalen Konflikten zwischen 
1945 und 1974 84 Prozent zwischen Entwick-
lungsländern an19). Diese Tatsachen verleihen 
von konkreten Schritten zur Rüstungskon-
trolle möglicherweise ausgehenden Stabilisie-
rungseffekten großes Gewicht.

19) Robert L. Butterworth, Managing Interstate Con- 
flict, 1945—1974, Pittsburgh 1976.
20) Zur Zusammenfassung der verschiedenen Posi-
tionen vgl. Stockholm International Peace Research 
Institute, World Armaments and Disarmament: 
SIPRI Yearbook 1978, London 1978, S. 301 ff.; Stepha-
nie G. Neuman, Arms Transfers and Economic De-
velopment, in: Stephanie G. Neuman u. a. (Hrsg.), 
Arms Transfers in the Modern World, New York 
1980, S. 219—245; Gavin Kennedy, The Military in 
the Third World, New York 1974, Kapitel 9, 10, 15.

21) United Nations Department of Political and Se-
curity Council Affairs, United Nations Centre for 
Disarmament, Economic and Social Consequences 
of the Arms Race, New York 1978.
22) Emile Benoit, Defense and Economic Growth in
Developing Countries, Lexington (Mass.) 1973. Zum
Zusammenhang zwischen Rüstung, Wachstum und 
Entwicklung in der Dritten Welt vgl. auch die aus-
führliche und engagierte Studie von Peter Lock u. a 
Rüstung und Unterentwicklung, in: Aus Politik und 
Zeitgeschichte, B 18/78, S. 3—28.

Das ökonomische Argument für konventio-
nelle Rüstungskontrolle in der Dritten Welt 
war wiederholt Gegenstand kontroverser 
Auseinandersetzungen, die z. T. an Glaubens-
kriege erinnern 20). Immer wieder wird das Ar-
gument vorgetragen, die Dritte Welt bestehe 
schließlich aus unterentwickelten Nationen, 
für die nichts wichtiger sei als wirtschaftliches 
Wachstum. Militärische Aufwendungen durch 
diese Staaten gingen aber eindeutig zu Lasten 
ihres Wirtschaftswachstums. Dieser Stand-
punkt wurde in einem Expertenbericht für die 
Sondergeneralversammlung der Vereinten 

Nationen zu Fragen der Abrüstung im Jahre 
1978 nochmals eindringlich vertreten21 )- Das 
Problem dieser Auffassung ist, daß es zum Zu-
sammenhang von Rüstung und Wirtschafts-
wachstum in der Dritten Welt sehr wenig em-
pirische Evidenz gibt und daß die verfügbare 
Evidenz der soeben referierten Überzeugung 
widerspricht. Die umfassendste empirische 
Untersuchung dieses Zusammenhangs wurde 
von Emile Benoit unter dem Titel „Defense and 
Economic Growth in Developing Countries“ 
veröffentlicht22 ). Benoit berichtet aus einer 
Quer- und Längsschnittstudie mittels Aggre-
gatdaten, daß für die Staaten der Dritten Welt 
der Anteil der Rüstungsausgaben am Brutto-
sozialprodukt mit der Wachstumsrate des 
nichtmilitärischen Bruttosozialprodukts posi-
tiv korreliert ist. Dieses Ergebnis wird von Be-
noit so interpretiert, daß die von den Rü-
stungsausgaben ausgehenden Wachstumsef-
fekte größer sind als die Wachstumseffekte, 
die sich bei einem alternativen Einsatz der 
Ressourcen hätten erzielen lassen. Die Ursa-
che sei darin zu suchen, daß in Entwicklungs-
ländern im Bereich der Rüstung freiwerdende 
Ressourcen nicht etwa in hochproduktive In-
vestitionen fließen, sondern in den Konsum 
oder in Sozialinvestitionen — wie etwa Woh-
nungsbau. Benoits Berechnungen beruhen auf 
Daten der Jahre 1950 bis 1964. Ich habe seine 
Berechnungen mit entsprechenden Werten 
von 1968 bis 1978 zu reproduzieren versucht 
und bin dabei zu Ergebnissen gelangt, die den-
jenigen von Benoit zwar nicht der Stärke, wohl 
aber der Richtung der Zusammenhänge nach 
entsprechen.
Bei den Anschlußberechnungen zur Wieder-
holung von Benoits Befunden für die siebziger 
Jahre stieß ich auch auf ein etwas anders gear-
tetes Ergebnis, über das kurz berichtet werden 
sollte. Es fiel nämlich auf, daß im Querschnitt 
über alle Entwicklungsländer hinweg sowie 
im Querschnitt einzelner Regionen die Pro- 
Kopf-Rüstungsausgaben und die Pro-Kopf- 
Ausgaben für Bildung und Gesundheitsfür-
sorge positiv miteinander korrelieren, was in 
der Richtung der von Benoit berichteten



Ergebnisse zu interpretieren ist. Es fiel aber 
ferner auf, daß alle drei Größen, nämlich 
Rüstungsausgaben pro Kopf und Ausgaben für 
Erziehung und Gesundheitswesen pro Kopf 
der Bevölkerung wiederum sehr hoch mit dem 
Pro-Kopf-Bruttosozialprodukt korrelieren, 
also auf einen gemeinsamen Faktor des wirt-
schaftlichen Entwicklungsgrades zurückge-
führt werden können. Schaltet man die gleich-
zeitige Wirkung dieses Wohlstandsfaktors 
„Bruttosozialprodukt pro Kopf auf den Um-
fang von Rüstungsaufwendungen und Sozial-
programmen durch geeignete statistische Ver-
fahren (Partialkorrelation) aus, dann kehren 
sich für die Entwicklungsländer der Regionen 
Lateinamerika, Afrika und Asien die Zusam-
menhänge zwischen Rüstungsausgaben einer-
seits und Pro-Kopf-Ausgaben für Erziehung 

und Gesundheitswesen andererseits um und 
werden negativ. Nur für die Region Nahost 
bleibt die positive Beziehung erhalten. Das 
heißt aber nichts anderes, als daß Rüstungs-
ausgaben in der Dritten Welt in der Tat kein 
Wachstumshemmnis darstellen, daß sie aber 
sehr wohl bei konstant gehaltenem Wohl-
stand oder Entwicklungsgrad eines Entwick-
lungslandes auf Kosten der Sozialbudgets ge- 
hn. Aufgrund dieses empirischen Ergebnis-
ses, das sich in Querschnittsdaten verschie-
dener Jahre als höchst stabil erweist, scheint 
es trotz der Befunde von Benoit möglich, Rü-
stungskontrolle in der Dritten Welt als im 
Hinblick auf eine ökonomische Zwecksetzung 
sinnvoll zu vertreten, nämlich der Umschich-
tung von Ressourcen zugunsten der Sozial-
budgets von Entwicklungsländern.

IV. Wie kann Rüstungskontrolle in der Dritten Welt 
verwirklicht werden?

Davon ausgehend, daß sich Rüstungskontrolle 
in der Dritten Welt sowohl von den Interessen 
der Entwicklungsländer als auch der Indu-
strienationen her als nützliches Unterfangen 
begründen läßt, kommen wir nun zur zweiten 
Frage, wie sie nämlich in die Tat umgesetzt 
werden kann. Um den Umfang dieses Beitra-
ges nicht über Gebühr auszuweiten, wird hier 
eine sehr enge Auswahl unter den theoretisch 
möglichen Rüstungskontrollzielen getroffen. 
Beschränkungen von Streitkräftestärken, von 
Rüstungshaushalten, von bestimmten Waffen-
systemen und vertrauensbildende Maßnah-
men23 ), wie sie etwa im Zusammenhang mit 
der KSZE oder mit den Wiener Truppenab-
bauverhandlungen diskutiert worden sind, 
könnten alle auch im Bereich der Dritten Welt 
Anwendung finden. Allerdings löst die Über-
tragung auf die Situation der Entwicklungs-
länder kein einziges der mit diesen Rüstungs-
kontrollzie 24len verbundenen Probleme ).

25) Z. B. Uwe Nerlich, Die Politik des Streitkräfte-
abbaus in Europa, in: Europa-Archiv 1977, S. 197— 
204.
26) Vgl. Abraham S. Becker, Military Expenditure
Limitation for Arms Control: Problems and Pro-
spects, Cambridge (Mass.) 1977.
27) Konventionelle Rüstungstransfers in Entwick-
lungsländer werden in drei Publikationen systema-
tisch dokumentiert, nämlich International Institute

23) Vgl. Jonathan Alford (Hrsg.), The Future of Arms 
Control, Part III: Confidence Building Measures (In-
ternational Institute for Strategie Studies, Adelphi 
Papers, No. 149), London 1979.
24) Zur Diskussion von konkreten Zielsetzungen für 
konventionelle Rüstungskontrolle in Mitteleuropa 
und ihren Problemen vgl. Christoph Bertram, The 
Future of Arms Control, Part II: Arms Control and 
Technological Change: Elements of a New Appro- 
ach (International Institute for Strategie Studies, 
Adelphi Papers, No. 146), London 1978; Joseph I. 
Coney, Arms Control and European Security, Lon-
don 1977; John H. Barton u. a., a.a.O., S. 249 ff.

Reine Streitkräftestärken gelten zunehmend 
als militärisch weniger relevant und deshalb 
als nicht besonders interessanter Maßstab für 
Rüstungskontrolle25 ). Ähnliches gilt für die 
Festlegung von Rüstungshaushalten, solange 
die international vereinbarte standardisierte 
Kontenführung über militärische Aufwendun-
gen ein theoretischer Expertenentwurf ohne 
konkrete Realisierungschancen bleibt26 ). 
Obergrenzen für bestimmte Waffensysteme 
provozieren sofort Diskussionen über die Ge-
wichtung von Quantität und Qualität. Die Be-
deutung, die schließlich vertrauensbildenden 
Maßnahmen in der Dritten Welt außerhalb 
von Regionen mit besonders hoher Konfliktin-
tensität zukommen könnte, müßte noch einge-
hend untersucht werden.
Neben diesen soeben auf geführten und aus 
der Ost-West-Rüstungskontrolle bekannten 
Rüstungskontrollmechanismen ergibt sich für 
die Dritte Welt ein zusätzlicher Ansatzpunkt 
aus der herausragenden Rolle des konventio-
nellen Rüstungstransfers im Prozeß ihrer Auf-
rüstung 27 ). Die einheimische Rüstungsproduk-



tion der Entwicklungsländer bringt trotz des 
schnellen Zuwachses der Fertigungskapazitä-
ten dem finanziellen Volumen nach noch 
nicht einmal ein Zehntel der pro Jahr von Ent-
wicklungsländern beschafften Rüstungsgüter 
hervor. Zwar besitzen immer mehr Entwick-
lungsländer die Fähigkeit, eigene Rüstungsin-
dustrien zu unterhalten, beim allergrößten 
Teil dieser Nationen wird es sich dabei kurz- 
und mittelfristig jedoch nur um die einheimi-
sche Produktion von Kleinwaffen und Muni-
tion und eventuell um die Endmontage in Li-
zenz von einfacheren Rüstungsgütern wie z. B. 
kleinen Propellerflugzeugen handeln28 ). Sehr 
viele Entwicklungsländer sind heute noch 
nicht in der Lage, auch nur Wartungsarbeiten 
an komplizierteren Waffensystemen, wie etwa 
Kampfpanzern, ohne die Beteiligung ausländi-
scher Experten durchzuführen29 ). Fehlen 
diese Experten, verliert das entsprechende 
Material sehr rasch seine Einsatzbereitschaft 
Eigenkonstruktion und Eigenproduktion der 
komplexesten und prestigeträchtigsten Waf-
fensysteme — wie Kampfpanzern, Kampfflug-

30) Eine aktuelle Übersicht über die Eigen- und Li-
zenzproduktion von Waffen in der Dritten Welt ent-
hält das SIPRI Yearbook 1979, S. 152 ff.
31) Vgl. Helga Haftendorn, Der internationale Rü-
stungstransfer, in Europa-Archiv 1978, S. 331 bis 
340.
32) Jozef Goldblat, Monitoring Arms Control, in: 
Jane O. Sharp (Hrsg.), Opportunities for Disarma- 
ment, Washington, D.C., 1978, S. 69—78.
33) Vgl. United Nations Department of Political and 
Security Council Affairs, United Nations Centre for 
Disarmament, The United Nations Disarmament 
Yearbook, vol. 2: 1977, New York 1978, S. 263ff.

for Strategie Studies, The Military Balance, London, 
jährlich, United States Arms Control and Disarma-
ment Agency, World Military Expenditures and 
Arms Transfers, Washington, D.C., jährlich, Stock-
holm International Peace Research Institute, World 
Armaments and Disarmament: SIPRI Yearbook, 
London, jährlich.
Die SIPRI Yearbooks aktualisieren die grundle-
gende einschlägige Arbeit von SIPRI, The Arms 
Trade with the Third World, Stockholm 1971, und 
die dazugehörigen Arms Trade Registers, Stock-
holm 1975. Während die USACDA tatsächlich aus-
geführte Rüstungstransfers durch ihren monetären 
Wert erfaßt, berichten IISS („major identified arms 
agreements") und SIPRI über Stückzahlen von trans-
ferierten Waffensystemen sowie über Bestellungen, 
die aber nicht notwendigerweise auch erfüllt wer-
den. SIPRI nutzt ausschließlich offene Quellen.
Zur Kritik dieser drei Datensammlungen vgl. z. B. 
Edward J. Laurance u. a„ Understanding Arms 
Transfers through Data Analysis, in: U. Ra’anan u. a. 
(Hrsg.), Arms Transfers to the Third World, a.a.O., 
S. 87—106; Edward T. Fei, Understanding Arms 
Transfers and Military Expenditures: Data Pro-
blems, in: Stephanie G. Neuman u. a. (Hrsg.), Arms 
Transfers in the Modern World, New York 1980, 
S. 37—46; Edward A. Kolodziej, Measuring French 
Arms Transfers: A Problem of Sources and some 
Sources of Problems with ACDA Data, in: Journal 
of Conflict Resolution, 23, 1979, S. 195—227.
Conflict Resolution, 23, 1979, S. 195—227.
28) Michael Moodie, Defense Industries in the Third 
World, in: Stephanie G. Neuman u. a. (Hrsg.), Arms 
Transfers in the Modern World, New York 1980, 
S. 294—312; Herbert Wulf, Rüstungsimport als 
Technologietransfer, München 1980.
29) Geoffrey Kemp, Arms Transfers and the .Back- 
End' Problem in Developing Countries, in: Stepha-
nie G. Neuman u. a. (Hrsg.), Arms Transfers in the 
Modern World, a.a.O., S. 264—275. 

zeugen und raketenbestückten Überwasser-
schiffen — ist heute das Privileg von ganz we-
nigen Nationen der Dritten Welt (Volksrepi- 
blik China, Indien, Israel, Südafrika, Brasilien), 
und bis zum Ende dieses Jahrhunderts sind 
keine entscheidenden Änderungen dieses Zu-
standes zu erwarten30 ).

Das bedeutet nichts anderes, als daß der 
Transfer konventioneller Waffen und in zu-
nehmendem Umfang wahrscheinlich auch der 
Transfer von Produktionsanlagen und 
-lizenzen der Dreh- und Angelpunkt der Auf-
rüstung der Dritten Welt und damit auch der 
Rüstungskontrolle in diesem Teil der Welt 
ist31 ). Es muß also gefragt werden, auf welche 
Art und Weise diese Transfers von Waffensy-
stemen und in der Zukunft verstärkt auch von 
Produktionslizenzen so gesteuert werden kön-
nen, daß den Anliegen der Freisetzung von 
Ressourcen, der Stabilisierung bestimmter Re-
gionen und der Nicht-Involvierung der Liefe-
ranten in regionale Konflikte Rechnung getra-
gen wird.

Ein erster und bescheidener Ansatz bestünde 
darin, alle derartigen Lieferungen und Trans-
fers publik zu machen durch obligatorische 
Registratur bei einer dafür vorgesehenen 
Agentur, etwa im Rahmen der Vereinten Na-
tionen 32 ). Solche Vorschläge sind in den Ver-
einten Nationen vereinzelt vorgetragen wor-
den, stießen jedoch stets auf heftige Ableh-
nung der meisten Entwicklungsländer, die in 
einer solchen Vorkehrung solange eine Dis-
kriminierung sehen, wie nicht gleichzeitig 
jede Rüstungsproduktion meldepflichtig 
wird33 ). Ein zweiter und ebenfalls recht be-
scheidener Schritt könnte darin bestehen, daß 
man den Endverbleib von an die Dritte Welt 
gelieferten Rüstungsgütern schärfer regelt 
Durch den Weiterverkauf von Waffensyste-
men innerhalb der Dritten Welt wird ganz of-
fensichtlich das Ziel der Stabilisierung be-
stimmter Empfängerregionen unterlaufen. 
Verhandlungen über Vereinbarungen, daß Rü-



stungstransfers nur unter einem absoluten 
Verbot der Weitergabe an Dritte stattfinden 
dürfen, könnten hier Abhilfe schaffen. Den 
Entwicklungsländern, die ihre Waffensysteme 
durch neue ersetzen wollen, könnte eine sol-
che Maßnahme durch eine Rüc

34
kkaufgarantie 

der Lieferanten erleichtert werden ).

Das entscheidende Rüstungskontrollziel ist je-
doch nicht verbesserte Transparenz von Liefe-
rungen und Endverbleib, sondern die Be- 
schränkungvon Rüstungstransfers. Solche Be-
schränkungen sind in verschiedenen Versio-
nen denkbar. Am plausibelsten sind einerseits 
die Festlegung finanzieller Obergrenzen für 
Lieferungen in bestimmte Regionen, eventuell 
mit Aufgliederungen für die einzelnen Staaten 
der betreffenden Region, und andererseits der 
Ausschluß bestimmter Waffensysteme von 

der Lieferung in bestimmte Regionen35 ). Wel-
che Waffensysteme vom Ausschluß betroffen 
sein sollen, hängt sicherlich von der jeweiligen 
Region ab. Für einige Regionen wird es sinn-
voll sein, zumindest die Lieferung von soge-
nannten Schwellenwaffensystemen zu unter-
binden, also von Waffensystemen, die sowohl 
konventionelle wie nukleare Waffen tragen 
können. In anderen Regionen wiederum 
könnte sich die Unterscheidung zwischen of-
fensiven und defensiven Systemen als nütz-
lich erweisen, auch wenn es sich dabei um 
eine fließende Abgrenzung handelt. Im kon-
kreten Einzelfall läßt sich vielleicht doch Ei-
nigkeit darüber erzielen, daß Radar-, überwa- 
chungs- und Aufklärungssysteme oder Präzi- 
sions-Anti-Tank-Waffen sich für offensive 
Rollen weniger eignen als Bombenflugzeuge, 
Panzer oder Flächenwaffen.

3) Peter M. Dawkins, Conventional Arms Transfers 
and Control: Producer Restraints, in: Anne H. Cahn 
u.a. (Hrsg.), Controlling Future Arms Trade, New 
York 1977, S. 107—159.
32) Ebenda.
“) Anne H. Cahn, Arms Transfer Constraints, 
a.a.O.

V. Wer soll und kann Rüstungskontrolle in der Dritten Welt 
bewerkstelligen?

Nach dem „Warum" und dem „Wie" kommen 
wir nun zu unserer letzten Frage, nämlich wer 
Rüstungskontrolle in der Dritten Welt betrei-
ben kann und soll, die nach der soeben vorge-
tragenen Auffassung vorrangig Kontrolle von 
Rüstungslieferungen sein muß. Dementspre-
chend bleibt im folgenden unberücksichtigt, 
welche Akteure für sonstige Maßnahmen der 
Rüstungskontrolle in der Dritten Welt in Be-
tracht kommen. Die konventionellen Rü-
stungstransfers, auf die ich hier genauer ein-
gehen möchte, könnten begrenzt und kontrol-
liert werden durch einseitige Maßnahmen be-
stimmter Empfängerländer, durch regionale 
Vereinbarungen unter Empfängerländern, 
durch globale Abmachungen und durch 
Schritte der als Lieferanten auftretenden Na-
tionen.
Einseitige Zurückhaltung einzelner Entwick-
lungsländer beim Import moderner Militär-
technologien kann man für al

36
le praktischen 

Zwecke ausschließen ). Moderne Waffen ha-
ben für die jungen Staaten der Dritten Welt ei-
nen beträchtlichen Prestigewert. Außerdem 

befindet sich ihre Rüstung trotz aller quantita-
tiven und qualitativen Expansion der letzten 
Jahre noch auf einem so niedrigen Niveau, daß 
schon geringfügige Rüstungsimporte lokal mi-
litärisch ins Gewicht fallen können. Den Lu-
xus der Großmächte, grundsätzliche Kräfte-
verhältnisse durch ein paar Hundert Panzer 
nicht beeinflußbar zu sehen, können sich Ent-
wicklungsländer nicht leisten.
Regionale Vereinbarungen unter Entwick-
lungsländern erscheinen deshalb prinzipiell 
wesentlich geeigneter, um die Nachfrage nach 
konventionellen Rüstungstransfers einzu-
schränken. Voraussetzungen für solche Abma-
chungen sind eine gewisse regionale Identität 
und ein gemeinsames Interesse an Rüstungs-
kontrolle 37 ). Während man von regionaler 
Identität in einigen Fällen wird ausgehen kön-
nen, haben die meisten Regionen der Dritten 
Welt eine für die Motivation zur Rüstungs-
kontrolle entscheidende Erfahrung nie ge-
macht, daß nämlich Aufrüstung und Hochrü-
stung ein Faß ohne Boden darstellen und daß 
beständige Versuche zu seiner Auffüllung nur 
selten zu einem Anstieg objektiver und sub-
jektiver Sicherheitslagen führen. Einigen 
Weltregionen, Korea etwa, dem Indischen

37) Vgl. Jacques Huntzinger, Regional Recipient 
Restraints, in: Anne H. Cahn u. a., Controlling Fu-
ture Arms Trade, New York 1977, S. 161—197.



Subkontinent vielleicht und einigen Staaten 
des Nahen Ostens dürfte-diese Erfahrung 
nicht ganz fremd sein. Ansonsten wird man 
aber in der Regel nur von einer ökonomischen 
Motivation zur regionalen Dämpfung der 
Nachfrage nach Rüstungsgütern ausgehen 
können, und diese hat einen schweren Stand 
gegenüber Überlegungen der nationalen Si-
cherheit und des nationalen Prestiges.
Das einzige Beispiel einer solchen regionalen 
Initiative zur Rüstungskontrolle in der Dritten 
Welt ist die Erklärung von Ayacucho vom De-
zember 197438),  und ihr Schicksal spricht eine 
deutliche Sprache: In dieser Erklärung bekun-
deten die Staatsoberhäupter von acht latein-
amerikanischen Staaten (Argentinien, Boli-
vien, Chile, Ekuador, Kolumbien, Panama, 
Peru, Venezuela) ihre Absicht, Bedingungen 
zu schaffen, welche effektive Rüstungsbegren-
zung in Lateinamerika im Interesse der ökono-
mischen und sozialen Entwicklung erlauben 
würden und den Verzicht auf den Erwerb von 
Waffensystemen für offensive Zwecke. Am 
Wachstum der Rüstungshaushalte dieser acht 
Staaten hat sich nach ihrer gemeinsamen Er-
klärung überhaupt nichts geändert, und fünf 
von ihnen haben zwischenzeitlich Überschall-
kampfflugzeuge in ihre Luftwaffen einge-
führt.
Noch weniger Auswirkungen für die Dritte 
Welt sind von globalen Ansätzen zur Rü-
stungskontrolle zu erwarten. Beratungsgegen-
stände der Vereinten Nationen, wie allge-
meine und vollständige Abrüstung, Weltabrü-
stungskonferenz, Abrüstungsdekade oder 
regionale Friedenszonen, sind ohne Bedeu-
tung für konkrete regionale, konventionelle 
Rüstungskontrolle. In den Vereinten Natio-
nen wird, auch auf Wunsch der Entwicklungs-
länder, der nuklearen Abrüstung und Rü-
stungskontrolle oberste Priorität eingeräumt. 
Die spärlichen Initiativen zur zentralen Regi-
strierung konventioneller Rüstungstransfers 
sind im Keime erstickt worden39). Die substan-
tiellen Verhandlungen des Genfer Abrü-
stungsausschusses der Vereinten Nationen 
schließlich leben von den Einigungen, welche 
die beiden Supermächte außerhalb dieses Gre-
miums erzielen können40 ).

38) In Auszügen abgedruckt in Stockholm Interna-
tional Peace Research Institute, Arms Control: A 
Survey and Appraisal of Multilateral Agreements, 
London 1978, S. 121.

39)  Vgl. Anm. 33.
40) Zur Zusammenfassung und Dokumentation der 
Verhandlungen im Rahmen der Vereinten Natio-
nen über Fragen der Abrüstung und der Rüstungs-

kontrolle vgl. die Bände des United Nations Depart-
ment of Political and Security Council Affairs, The 
United Nations and Disarmament, New York 1971 
und 1976.
41) Vgl. hierzu die Beiträge von William B. Quandt, 
Influence through Arms Supply, und Uri Ra’anan, 
Soviet Arms Transfers and the Problem of Political 
Leverage, beide in: Uri Raänan u. a. (Hrsg.), Arms 
Transfers to the Third World, Boulder (Col.), 1978, 
S. 121—130 und S. 131—156, sowie William H. Le-
wis, Political Influence: The Diminished Capacity, 
in: Stephanie G. Neuman, Arms Transfers in the 
Modern World, New York 1980, S. 184—199.
42) Anne H. Cahn, The Economics of Arms Trans-
fers, in: Stephanie G. Neuman u. a. (Hrsg.), Arms 
Transfers in the Modern World, New York 1980, 
S. 173—183.
43) Congressional Budget Office, The Effect of Fo-
reign Military Sales on the U.S. Economy, Washing-
ton, D.C., 1976.

Ais Akteure der Kontrolle internationaler Rü-
stungstransfers in die Dritte Welt bleiben so-
mit nur die Lieferanten von Rüstungsgütern 
übrig. Zur Zurückhaltung mit ihren Lieferun-
gen können sie motiviert sein durch den 
Wunsch, Regionen der Dritten Welt zu stabili-
sieren und nicht in ihre Konflikte hineingezo-
gen zu werden, und durch die Absicht, den 
Entwicklungsländern eine Umschichtung 
knapper Ressourcen für zivile Verwendungen 
zu erleichtern. Gegen eine Verknappung des 
Angebotes an Waffensystemen durch die Pro-
duzenten sprechen ihre ökonomischen Eigen-
interessen, die Situation des internationa-
len Rüstungsmarktes und schließlich ihr 
Wunsch, durch Waffenlieferungen politi-
schen Einfluß und Abhängigkeiten zu sichern. 
Die letzere Motivation bleibt im folgenden 
ausgeblendet, weil sie durch die Kommerziali-
sierung der Rüstungsexporte in die Dritte 
Welt entscheidend an Bedeutung verloren 
hat41 )-
Unter ökonomischen Gesichtspunkten kön-
nen für Rüstungsexporte in die Dritte Welt 
die Sicherung von Arbeitsplätzen, die Verbes-
serung von Zahlungsbilanzen und die Verbilli-
gung eigener Rüstungsprogramme durch Ver-
längerung von Produktionsserien angeführt 
werden42 ). Alle diese Argumente können 
heute nicht mehr selbstverständlich übernom-
men werden. Der Beschäftigungswert von Rü-
stungsexporten wird häufig überschätzt. Nach 
neueren Berechnungen des Congressional 
Budget Office sichern jährliche Rüstungsex-
porte von einer Milliarde Doll

43
ar ungefähr 

40 000 Arbeitsplätze ).  Der weltweite Be-
schäftigungseffekt der Rüstungsexporte in die 
Dritte Welt liegt damit nur etwas über einer 
halben Million Arbeitsplätze. Auf Frankreich 
und Großbritannien als den zwei wichtigsten 



westeuropäischen Rüstungsexporteuren ent-
fallen jeweils weniger als 50 000 Arbeits-
plätze, wobei natürlich eine branchenspezifi-
sche Konzentration auf Luftfahrt-, Elektronik- 
und Stahlindustrie außer Frage steht. Wenn 
man davon ausgeht, daß die Kontrolle von Rü-
stungstransfers an die Dritte Welt nicht ihre 
völlige Einstellung bedeutet, und ferner er-
wartet, daß militärische Importe zumindest 
z.T. durch zivile Importe der Entwicklungslän-
der ersetzt werden, muß man mögliche1 
Arbeitsplatzeffekte als marginal bezeichnen. 
Zu einem ähnlichen Urteil kommt man über 
die Zahlungsbilanzeffekte. Rüstungstransfers 
in die Dritte Welt stellen für die Vereinigten 
Staaten circa 3 Prozent, für Großbritannien 
und Frankreich jeweils etwa ein halbes Pro-
zent der Gesamtexporte dar44 ). Auch das Ar-
gument, durch Rüstungsexporte in die ölpro-
duzierenden Länder könne man einen Aus-
gleich für die Ölpreiserhöhungen der letzten 
Jahre erzielen (recycling), ist nicht sehr stich-
haltig. Die Öleinfuhren der Vereinigten Staa-
ten lagen 1977 und 1978 dem Wert nach um 
mehr als das Zehnfache über ihren Rüstungs-
exporten in die gesamte Dritte Welt.

45) Immerhin wurden 1977 in Helsinki bilaterale 
Verhandlungen zwischen den USA und der UdSSR 
über diesen Problemkreis aufgenommen. Sie blie-
ben jedoch ergebnislos und werden nicht mehr wei-
tergeführt. Vgl. SIPRI Yearbook 1979, S. 174.
46) Robert E. Harkavy, The New Geopolitics, in: 
Stephanie G. Neuman u. a. (Hrsg.), Arms Transfers in 
the Modern World, New York 1980, S. 131—151.

Das Argument der Verbilligung der Stückko-
sten für eigene Rüstungsprogramme durch 
Verlängerung der Produktionsserien schließ-
lich ist praktisch ausschließlich auf die Ver-
hältnisse von Mittelmächten wie Frankreich 
und Großbritannien zugeschnitten, die immer-
hin stattlichere Anteile ihrer Rüstungspro-
duktion in Entwicklungsländer exportieren. 
Auf dieses Problem kommen wir gleich noch 
einmal im Zusammenhang mit der Struktur 
des internationalen Rüstungsmarktes zu spre-
chen.
Ein weiteres Argument gegen die Durchführ-
barkeit von Rüstungskontrolle in der Dritten 
Welt durch die Lieferanten von Waffensyste-
men ergibt sich aus der Struktur des interna-
tionalen Rüstungsmarktes. Es handelt sich, 
wie bereits ausgeführt, mehr und mehr um ei-
nen Käufermarkt. In einem solchen Markt gilt 
der Grundsatz: „Wenn wir nicht liefern, liefern 
andere". Bedeutet das, daß die Kontrolle kon-
ventioneller Rüstungstransfers in die Dritte 
Welt von der Angebotsseite her aussichtslos 
ist?
Der Wettbewerb zwischen verschiedenen An-
bietern muß in eine Konkurrenz zwischen Ost 
und West einerseits und zwischen den westli-

44) United States Arms Control and Disarmament 
Agency, World Military Expenditures and Arms 
Transfers 1968—1977, Washington, D.C., 1979. 

chen Industrienationen andererseits zerlegt 
werden. Schließt man eine Einigung mit der 
Sowjetunion über die Einschränkung konven-
tioneller Rüstungslieferungen in die Dritte 
Welt aus45 ), dann bedeutet das noch lange 
nicht, daß die Sowjetunion und ihre Verbünde-
ten jede Lücke füllen würden, die durch aus-
bleibende westliche Lieferungen entstünde. 
Die Sowjetunion und ihre Verbündeten liefern 
zwar etwa ein Drittel aller in die Entwick-
lungsländer fließenden Rüstungsmaterialien; 
bei ihren Abnehmern handelt es sich jedoch 
vorwiegend um Nationen, die mit dem größten 
Teil ihrer Rüstungsimporte vom Ostblock ab-
hängig sind und die von daher als Abnehmer 
westlicher Militärtechnologie ohnehin kaum 
in Frage kommen. Andererseits gibt es in der 
Dritten Welt eine ganze Reihe von Entwick-
lungsländern, für die Militärmaterial aus dem 
Ostblock fast prinzipiell nicht in Frage kommt, 
und zwar nicht nur aus ideologischer Aversion 
oder der Befürchtung entstehender Abhängig-
keit, sondern aus ganz praktischen Erwägun-
gen über den technologischen Stand östlichen 
Rüstungsmaterials, über die Unfähigkeit oder 
Unwilligkeit, Rüstungslieferungen mit ent-
sprechenden Ausbildungs- und Infrastruktur-
programmen zu vervollständigen und schließ-
lich über die mangelhafte Ersatzteilversor-
gung. Die Muster der Lieferanten-Käufer-Be- 
ziehungen des Waffenhandels mit der Dritten 
Welt spiegeln gewissermaßen die Blockstruk-
tur der Bipolarität recht deutlich wider46 ). 
Wenn es die westliche Allianz für sinnvoll 
hielte, bestimmte Waffenlieferungen in be-
stimmte Regionen der Dritten Welt nicht zu 
tätigen, bedeutete dies keineswegs zwingend, 
die betreffenden Staaten in die Arme der So-
wjetunion zu treiben.
Rund zwei Drittel der Rüstungslieferungen an 
die Entwicklungsländer kommen aus den 
westlichen Industrienationen. Die Konkur-
renz unter diesen Anbietern, vor allem den 
Vereinigten Staaten, Großbritannien und 
Frankreich, ist mindestens ebenso heftig wie 
diejenige zwischen Ost und West. Mit Abspra-
chen zum Zwecke der Rüstungskontrolle in 
der Dritten Welt nach dem Vorbild des Londo-
ner Suppliers' Club für Nukleartechnologie ist 



kaum zu rechnen. Einseitige Lieferbeschrän-
kungen des größten Lieferanten sind durch 
Präsident Carter zwar angekündigt worden; 
Taten sind den Worten bisher nicht gefolgt47 ). 
Heißt das, daß die Kontrolle von Rüstungen in 
der Dritten Welt auf dem plausibelsten Weg, 
nämlich durch Zurückhaltung der westlichen 
Anbieter, keine Zukunftschancen hat?

47) Zur Rüstungsexportpolitik der Vereinigten Staa-
ten unter der Carter-Administration vgl. Philip J. 
Farley u. a., Arms Across the Sea, Washington, D.C., 
1978; Jo L. Husbands, How the United States Makes 
Foreign Military Sales, in: Stephanie G. Neuman 
u. a. (Hrsg.), Arms Transfers in the Modern World, 
New York 1980, S. 155—172. Der wohl bekannteste 
Fall einseitiger amerikanischer Zurückhaltung mit 
Rüstungslieferungen in die Dritte Welt ist die Wei-
gerung, Pershing-Raketen an Israel zu verkaufen.
48) Vgl. Fred M. Anderson, Weapons Procurement 
Collaboration, in: Orbis 20, 1977, S. 965—990.

Dieser Schluß ist zwar nicht unplausibel, zwin-
gend ist er jedoch nicht. Die Konkurrenz der 
westlichen Produzenten um die Rüstungs-
märkte der Dritten Welt ist die Konsequenz 
des Versuchs, mehrere quasi-autarke Rü-
stungsindustrien innerhalb der westlichen Al-
lianz zu betreiben. Dieser Zustand ist anachro-
nistisch, nicht wegen der Folgen für die Kon-
trolle von Rüstungstransfers, sondern wegen 
der Eigeninteressen des Bündnisses. Vollstän-
dige nationale Rüstungsindustrien sind bei 
den im nuklearen Zeitalter wahrscheinlichen 
Konfliktabläufen entbehrlich. Rüstungsstan-
dardisierung innerhalb der NATO wird des-
halb von allen Fachleuten schon längst als 
Haupterfordernis der gemeinsamen Verteidi-
gung angesehen, und zwar aus einer Reihe von 
militärischen und ökonomischen Gründen, auf 
die hier nicht im Detail eingegangen werden 
kann48 ). Uns interessieren hier nur die Konse-
quenzen für die Beschränkung konventionel-
ler Rüstungslieferungen an die Dritte Welt, 
wenn Rüstungsstandardisierung zu einem der 
Hauptthemen innerhalb des westlichen Bünd-
nisses in den achtziger Jahren werden sollte, 
was zu erwarten ist. Rüstungsstandardisierung 

bedeutet, daß das Argument der Verlängerung 
von Produktionsserien durch Rüstungsex-
porte in Entwicklungsländer an Gewicht ver-
löre, weil arbeitsteilig für die gesamte Allianz 
produziert würde. Natürlich entfiele dadurch 
nicht die Attraktivität zusätzlicher Exporter-
löse, aber solcher zusätzlicher Export wäre 
nicht lebensnotwendig für die technologische 
Basis kleinerer Produzenten. Rüstungsstan-
dardisierung innerhalb der NATO stellt — ab-
gesehen von all den Vorteilen, die sie für die 
Allianz selbst mit sich brächte — die einzig 
gangbare Möglichkeit dar, aus dem internatio-
nalen Rüstungsmarkt wieder einen Verkäu-
fermarkt zu machen, zumindest für diejenigen 
Entwicklungsländer, die vor Rüstungsliefe-
rungen aus dem Ostblock zurückschrecken, 
und zumindest für den qualitativ und quantita-
tiv bedeutendsten Teilmarkt der technolo-
gisch fortgesc 49hrittenen Waffensysteme ).  Rü-
stungsstandardisierung im Bündnis würde 
dem Argument „wenn wir nicht liefern, liefern 
andere" viel von seinem Gewicht nehmen. 
Kauflustige Entwicklungsländer könnten 
nicht länger so einfach einen Lieferanten ge-
gen den anderen ausspielen; statt dessen 
könnte innerhalb der NATO im Einzelfall in-
tensiv darüber nachgedacht werden, welche 
Rüstungstransfers in welche Weltregionen 
mit den eigenen Interessen vereinbar sind und 
welche nicht. Wenn man bedenkt, in welchem 
Umfang regionale Konflikte den zentralen In-
teressenbereich der westlichen Allianz tangie-
ren können, wäre dies ein nicht gering zu be-
wertender Vorteil.

VI. Schlußbemerkung

Das Ziel dieses Beitrages war, einige der Pro-
bleme und Möglichkeiten zu verdeutlichen, 
die aus der Anwendung des Konzepts der Rü-
stungskontrolle auf die Verhältnisse in der 
Dritten Welt entstehen. Die erarbeiteten Re-
sultate ergeben folgendes Bild: Die Aufrü-

stung in den Entwicklungsländern ist in quan-
titativer und qualitativer Hinsicht durch er-
hebliche Steigerungsraten gekennzeichnet. 
Eine zentrale Rolle kommt dabei dem konven-
tionellen Rüstungstransfer, seiner Kommer-
zialisierung und dem dadurch bewirkten 
Übergang vom Verkäufermarkt zum Käufer-
markt zu. Die wichtigsten Argumente für Rü-
stungskontrolle in der Dritten Welt: regionale 
Stabilisierung und Freisetzung von Ressour-
cen für nichtmilitärische Zwecke, werden von 
Entwicklungsländern und industrialisierten

49) Zur Bedeutung der Rüstungsstandardisierung in 
der NATO für die Kontrolle konventioneller Rü-
stungslieferungen in die Dritte Welt vgl. ausführlich 
Peter M. Dawkins, a. a. O.



Lieferländern durchaus unterschiedlich be-
wertet In der Dritten Welt selbst wird die 
Notwendigkeit der Rüstungskontrolle nicht 
sehr hoch veranschlagt. Man verweist dort auf 
die enormen Rüstungspotentiale in den Indu-
strienationen und fordert, jene sollten im Be-
reich der Rüstungskontrolle und Abrüstung 
mit wirksamen Maßnahmen vorangehen.
Die Schlüsselrolle für Rüstungskontrolle in 
der Dritten Welt spielt der konventionelle Rü-
stungstransfer. Seine Einschränkung scheint 
derzeit — wenn überhaupt — nur von der An-
gebotsseite her durchsetzbar. Dagegen steht 
die Konkurrenz der Lieferanten zwischen Ost 
und West und innerhalb des Westens. Der 
letztere Wettbewerb könnte durch gemein-
same standardisierte Rüstungsproduktion der 
wichtigsten westlichen Industriestaaten stark 
vermindert werden, die ohnehin wegen der 
Explosion der Entwicklungskosten für Waf-
fensysteme auf der Tagesordnung der NATO 
für die achtziger Jahre steht.
Zukünftige Fortschritte bei der Rüstungskon-
trolle in der Dritten Welt vor allem von kon-
zertierten einseitigen Lieferbeschränkungen 
der großen westlichen Rüstungsproduzenten 
abhängig zu sehen, ist Ergebnis der vorgeleg-
ten Analyse. Ob man eine solche Entwicklung 
für wünschenswert hält, hängt von den bezo-
genen normativen Positionen ab. Auf dieser 
normativen Argumentationsebene kann man 
durchaus den Standpunkt vertreten, daß es an-
gesichts des offenkundigen Trends der quanti-
tativen und qualitativen Expansion der Mili-
tärapparate in der Dritten Welt das Recht der 
westlichen Lieferländer sein muß, zu prüfen, 
inwiefern dieser Trend den eigenen Interes-
sen zuwiderläuft, und gegebenenfalls Mecha-
nismen zu seiner Steuerung zu entwickeln 
und einzusetzen.

Daß jede Art der Aufrüstung von Entwick-
lungsländern — auch von befreundeten Ent-
wicklungsländern — den globalen Interessen 
des Westens entspricht, wird man schwerlich 
vertreten können. Die Erfahrungen mit dem 
Iran haben gezeigt, wie brüchig die Vorstel-

lung ist, durch Etablierung regionaler Vor-
mächte als „Stellvertreter" die westlichen Posi-
tionen zu halten. Im Falle Israels erleben die 
Vereinigten Staaten seit geraumer Zeit, wie 
ihre eigenen Waffenlieferungen dazu beitra-
gen, von ihnen gewünschte politische Konzes-
sionsbereitschaft in Frage zu stellen. Die Insta-
bilität zahlreicher Regime von Entwicklungs-
ländern und latente regionale Konflikte 
schließlich werfen das Problem auf, daß sich 
kurzfristig rationale Rüstungslieferungen mit-
tel- und langfristig für die Lieferanten selbst 
als Bumerang erweisen können. Die Schwie-
rigkeit des Westens ist, daß die gegenwärtige 
Struktur des internationalen Rüstungsmark-
tes wenig Chancen bietet, um die Anliegen der 
Lieferanten durch Steuerung des konventio-
nellen Rüstungstransfers zum Tragen zu brin-
gen. Hier eine Änderung herbeizuführen, ist 
im Sinne einer vorausschauenden Interpreta-
tion westlicher Sicherheitsinteressen.
Rüstungskontrolle in der Dritten Welt durch 
die Lieferanten könnte von den Empfänger-
ländern als eine Provokation empfunden wer-
den, vor allem angesichts der Rüstungspoten-
tiale der entwickelten Staaten. Vom Stand-
punkt der führenden westlichen Nationen aus 
braucht diese Anklage nicht akzeptiert zu 
werden. Die Hochrüstung in Europa hat zu-
sammen mit der Existenz nuklearer Potentiale 
bislang zu einem Grad von Stabilität geführt, 
der in manchen Regionen der Dritten Welt 
völlig unbekannt ist. Die von Konflikten zwi-
schen Industriestaaten für die Entwicklungs-
länder ausgehenden Bedrohungen können 
zwar existentielle Ausmaße erreichen, sie sind 
aber weit weniger wahrscheinlich als die um-
gekehrte Gefahr, daß militärische Auseinan-
dersetzungen in der Dritten Welt in den Be-
reich der Konfrontation zwischen den hochin-
dustrialisierten Militärblöcken ausstrahlen. 
Wenn es deshalb den Sicherheitsinteressen 
entspricht, bestimmte Waffen oder bestimmte 
Aufrüstungsmuster von bestimmten Regionen 
der Welt fernzuhalten, dann muß man den 
Vorwurf der Diskriminierung und des Pater-
nalismus hinnehmen.



William Borm: Thesen zu einer europäischen Friedensordnung 1990
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 32/80, S. 3—15
Der Autor untersucht in diesem Beitrag das künftig zu erwartende Verhältnis zwischen 
Westeuropa und den USA im Kontext globaler Entwicklungstrends und einer europäi-
schen Entspannungspolitik. Dabei kommt er zu dem Ergebnis, daß die USA ihre Dominanz-
rolle im westlichen Bündnis verloren haben und andererseits mit dem sich einenden West-
europa ein weltpolitsch relevanter Machtfaktor in Erscheinung tritt, der künftig in die 
Rolle eines zweiten westlichen Führungszentrums hineinwachsen kann. Dieses werde zu-
nehmend in der Lage sein, eigenständig die Machtbalance kontinental gegenüber dem 
Warschauer Pakt herzustellen und weltpolitisch den amerikanischen Funktionsverlust 
auszugleichen. Aufgrund zwangsläufiger Entwicklungen bestünde die objektive Notwen-
digkeit und Möglichkeit zur weiteren Herausbildung einer originären außen- und sicher-
heitspolitischen Identität Westeuropas. Dies auch deshalb, weil die sicherheitspolitischen 
Interessen der USA und Westeuropas in wesentlichen Punkten nicht deckungsgleich sind 
und eigenes westeuropäisches Handeln verlangen. Der Autor begründet, warum auch das 
atomare Tabu für die westeuropäischen Staaten und damit die bisherige Arbeitsteilung und 
Strategie der NATO in Frage gestellt werden muß, nicht mit dem Ziel, aufzurüsten, sondern 
um eine bislang nicht vorhandene europäische Abrüstungssouveränität zu ermöglichen.
Aus einer Analyse der Bedingungsfaktoren wird langfristig eine „Europäisierung der euro-
päischen Fragen" für unausweichlich gehalten und die perspektivische Möglichkeit einer 
gesamteuropäischen Friedensordnung angedeutet, die sich aus der begonnenen blocküber-
greifenden Kooperation und Interdependenzbildung im KSZE-Folgesystem entwickeln 
könnte.
Zu Beginn der Analyse werden Strukturveränderungen im internationalen System aufge-
zeigt, die als Konstanten für jede internationale Politik anzunehmen sind. Daran schließt 
sich eine Bestandsaufnahme globaler Entwicklungstrends an, die das kommende Jahrzehnt 
bestimmen können und den Bezugsrahmen für die europäische Politik bezeichnen. Daraus 
folgend werden Konstanten für jede europäische Friedenspolitik beschrieben und dem 
Konzept der antagonistischen Kooperation zwischen Ost und West zugeordnet. Hieraus er-
geben sich prognostische Schlüsse für die künftigen Handlungsperspektiven einer europäi-
schen Außen- und Sicherheitspolitik als Ausformung einer überwiegend europäisch defi-
nierten Entspannungspolitik.

Eberhard Schneider: Überlegungen zur Entspannung in einer pluralistischen 
Welt
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 32/80, S. 16—32
So wie die Entspannungstheorie des Ostens vom ideologisch bestimmten gesellschaftli-
chen Selbstverständnis ausgeht — Übertragung des innergesellschaftlichen Klassenkampf-
modells im Rahmen der Theorie der „friedlichen Koexistenz" auf die gesamte Welt —, 
knüpft der Verfasser methodisch am pluralistischen Gesellschaftsverständnis des Westens 
an und versucht, dieses analog in einen globalen Maßstab zu transponieren. Dabei ergeben 
sich theoretisch-normative Überlegungen mit praktisch-politischen Konsequenzen.
Der Frieden wird in seiner Minimaldefinition als Gewaltlosigkeit, inhaltlich als Gerechtig-
keit und Freiheit bestimmt. Er kann nur in Balance zwischen diesen seinen Partialwerten 
verwirklicht werden. Die Annäherung der unterschiedlichen Vorstellungen von Gerechtig-
keit und Freiheit in bezug auf Staaten und deren Bürger kann nur durch ständigen kon-
struktiven Dialog zu erreichen versucht werden. Erste Grundübereinstimmungen der 
KSZE-Teilnehmerstaaten auf diesem Gebiet konnten in der Schlußakte von Helsinki fixiert 
werden.
Eine pluralistische Weltgesellschaft lebt aus den Spannungen zwischen heterogenen 
Systemen und ist somit angelegt auf Konflikt. Konsens als Prozeß kann der Schaffung von 
Möglichkeiten einer geregelten Konfliktaustragung dienen, beispielsweise die KSZE-Fol- 
getreffen. Der Konflikt wird dadurch weder beseitigt noch gelöst, doch durch seine gere-
gelte Austragung werden Ergebnisse geschaffen, die dann wiederum in den Prozeß der 
Konsensbildung einfließen.
Ausgehend von theoretisch-normativen Überlegungen werden praktisch-politische Konse-
quenzen zu einem Katalog von Elementen der Entspannung zusammengefaßt. Dabei 
schließt der Autor zuerst aus, was Entspannung nicht ist: ein erreichter statischer Zustand, 
Aufhebung des Ost-West-Gegensatzes und der Systemkonkurrenz, Spannungs- und Kon-
fliktlosigkeit, Annäherung der Systeme unter allmählicher Aufgabe der Systemidentität, 
Streben nach Erringung des Sieges des einen über das jeweils andere System mit nicht-mi-
litärischen Mitteln. Entspannung wird vielmehr verstanden als ein Prozeß, der weder geo-
graphisch noch inhaltlich eingeschränkt werden darf. Seine Elemente werden im einzelnen 
vorgestellt.
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Im Vergleich zur Konfrontation zwischen den beiden Supermächten oder zur Situation in 
Europa finden Fragen der Rüstungskontrolle im Bereich der Dritten Welt wenig Aufmerk-
samkeit. Die Aufrüstung in Entwicklungsländern ist gekennzeichnet durch rasche quanti-
tative und qualitative Expansion. Eine bedeutende Rolle kommt dabei dem internationalen 
Waffenhandel zu. Bei ihren Importen bevorzugen die Entwicklungsländer zunehmend fa-
brikneues Material statt gebrauchter Waffen, und die früher üblichen Lieferungen im Rah-
men von Waffenhilfe-Abkommen werden immer mehr durch kommerzielle Transaktionen 
ersetzt.
Rüstungskontrolle in der Dritten Welt kann von den betreffenden Staaten selbst wie auch 
von der Warte der entwickelten Nationen aus als sinnvoll und wünschenswert angesehen 
werden. Für die entwickelten Staaten muß der Aspekt der Friedenssicherung durch 
regionale Stabilisierung und durch Schadensbegrenzung im Konfliktfall im Vordergrund 
stehen. Das ökonomische Argument für Rüstungskontrolle hat für Entwicklungsländer be-
sonderes Gewicht. Zwar läßt sich kaum nachweisen, daß Rüstungsaufwendungen in der 
Dritten Welt wirtschaftliches Wachstum behindern; daß sie jedoch auf Kosten dringend be-
nötigter Sozialbudgets gehen, steht außer Frage.
Bei der Verwirklichung von Rüstungskontrolle in der Dritten Welt müßte vor allem bei den 
Waffenlieferungen begonnen werden. Im Interesse regionaler Stabilisierung und der Frei-
setzung von Ressourcen wären sie sowohl quantitativ wie qualitativ zu begrenzen. Als Ak-
teure derartiger Maßnahmen zur Rüstungskontrolle kommen die Empfängerländer, inter-
nationale Organisationen (vor allem die Vereinten Nationen) sowie schließlich die Liefe-
ranten von Rüstungsmaterial in Frage. Es wird hier der Standpunkt vertreten, daß nur eine 
Kontrolle des Rüstungstransfers von der Angebotsseite her Aussichten auf Erfolg hat. Zwei 
der wichtigsten ökonomischen Argumente für Rüstungsexporte in die Länder der Dritten 
Welt, Arbeitsplatzsicherung und Zahlungsbilanzausgleich, lassen sich entkräften. Ange-
sichts der Konkurrenz verschiedener Anbieter auf dem internationalen Rüstungsmarkt 
könnte man die Auffassung vertreten, daß Kontrolle von der Angebotsseite her nicht son-
derlich aussichtsreich sei. Es wird nachgewiesen, daß diese These nicht stichhaltig ist und 
daß Rüstungskontrolle von der Verkäuferseite her zudem den internen Bedürfnissen der 
westlichen Allianz entgegenkommen würde. Kontrolle von Rüstungen in der Dritten Welt 
von der Angebotsseite her und durch die Lieferanten mag von den Empfängern als Vor-
mundschaft und Paternalismus empfunden werden. Die einzige Alternative wäre jedoch, 
daß Rüstungskontrolle in der Dritten Welt überhaupt nicht stattfindet.


